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RICHTLINIE (EU)  2024/1760  DES EUROPAISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES

vom 13. Juni 2024

iiber die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf
Nachhaltigkeit und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2019/1937
und der Verordnung (EU) 2023/2859

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

Artikel 1

Gegenstand

(1)  Diese Richtlinie enthdlt Vorschriften iiber

a) die Verpflichtungen von Unternehmen in Bezug auf tatséchliche und
potenzielle negative Auswirkungen auf die Menschenrechte und die
Umwelt im Zusammenhang mit ihrer eigenen Geschéftstatigkeit, der
Geschiftstitigkeit ihrer Tochterunternehmen und der Geschéftstatig-
keit, die von ihren Geschéftspartnern in den Aktivititsketten dieser
Unternehmen ausgefiihrt wird,

b) die Haftung fiir VerstoBe gegen die unter Buchstabe a genannten
Pflichten und

¢) die Verpflichtung fiir Unternehmen zur Annahme und Umsetzung
eines Ubergangsplans zur Minderung der Folgen des Klimawandels,
mit dem die Vereinbarkeit des Geschéftsmodells und der Strategie
des Unternechmens mit dem Ubergang zu einer nachhaltigen Wirt-
schaft und mit der Begrenzung der Erderwarmung auf 1,5 °C gemif
dem Ubereinkommen von Paris nach besten Kriften gewihrleistet
werden soll.

(2) Diese Richtlinie darf nicht als Rechtfertigung filir eine Senkung
des in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten oder in zum Zeitpunkt
der Annahme dieser Richtlinie geltenden Tarifvertrigen vorgesehenen
Niveaus des Schutzes der Menschenrechte, Beschéftigungs- und sozia-
len Rechte oder des Umwelt- oder Klimaschutzes dienen.

(3) Diese Richtlinie beriihrt nicht die Verpflichtungen in den Berei-
chen Menschenrechte, Beschéftigungs- und soziale Rechte, Umwelt-
schutz und Klimawandel, die sich aus anderen Rechtsakten der Union
ergeben. »C1 Steht eine Bestimmung dieser Richtlinie im Widerspruch
zu einer Bestimmung eines anderen Gesetzgebungsakts der Union, mit
dem dieselben Ziele verfolgt und weitergehende oder spezifischere Ver-
pflichtungen vorgesehen werden, so ist die Bestimmung dieses anderen
Gesetzgebungsakts der Union, insoweit der Widerspruch besteht, maf3-
gebend wund finden auf diese spezifischen Verpflichtungen
Anwendung. <

Artikel 2
Geltungsbereich
(1)  Diese Richtlinie gilt fiir Unternehmen, die nach den Rechtsvor-

schriften eines Mitgliedstaats gegriindet wurden und eine der folgenden
Bedingungen erfiillen:
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a) Das Unternehmen hatte im letzten Geschéftsjahr, fiir das ein Jahres-
abschluss angenommen wurde oder hitte angenommen werden miis-
sen, im Durchschnitt mehr als 1 000 Beschiftigte und erzielte einen
weltweiten Nettoumsatz von mehr als 450 000 000 EUR;

b) das Unternehmen erreichte die unter Buchstabe a genannten Schwel-
lenwerte nicht, ist jedoch die oberste Muttergesellschaft einer
Gruppe, die die Schwellenwerte im letzten Geschiftsjahr, fiir das
ein konsolidierter Jahresabschluss angenommen wurde oder hitte
angenommen werden miissen, erreicht hat;

¢) das Unternechmen hat in der Union Franchise- oder Lizenzverein-
barungen gegen Lizenzgebiihren mit unabhingigen Drittunternehmen
geschlossen oder ist die oberste Muttergesellschaft einer Gruppe, die
solche Vereinbarungen geschlossen hat, sofern diese Vereinbarungen
eine gemeinsame Identitét, ein gemeinsames Geschéftskonzept und
die Anwendung einheitlicher Geschéftsmethoden gewihrleisten und
sich diese Lizenzgebithren im letzten Geschiftsjahr, fiir das ein Jah-
resabschluss angenommen wurde oder hédtte angenommen werden
miissen, auf mehr als 22 500 000 EUR beliefen, und sofern das
Unternehmen im letzten Geschiftsjahr, fiir das ein Jahresabschluss
angenommen wurde oder hitte angenommen werden miissen, einen
weltweiten Nettoumsatz von mehr als 80 000 000 EUR erzielt hat
oder die oberste Muttergesellschaft einer Gruppe ist, die im letzten
Geschiftsjahr, fiir das ein Jahresabschluss angenommen wurde oder
hitte angenommen werden miissen, einen weltweiten Nettoumsatz
von mehr als 80 000 000 EUR erzielt hat;

(2) Diese Richtlinie gilt zudem fiir Unternehmen, die nach den
Rechtsvorschriften eines Drittlandes gegriindet wurden und eine der
folgenden Bedingungen erfiillen:

a) Das Unternehmen erzielte im Geschéftsjahr vor dem letzten abge-
schlossenen Geschiftsjahr einen Nettoumsatz von mehr als
450 000 000 EUR in der Union;

b) das Unternehmen erreichte den unter Buchstabe a genannten Schwel-
lenwert nicht, ist jedoch die oberste Muttergesellschaft einer Gruppe,
die im Geschiftsjahr vor dem letzten abgeschlossenen Geschéftsjahr
diesen Schwellenwert auf konsolidierter Basis erreicht hat;

c) »C1 das Unternechmen hat in der Union Franchise- oder Lizenzver-
einbarungen gegen Lizenzgebiihren mit unabhéngigen Drittunterneh-
men geschlossen oder ist die oberste Muttergesellschaft einer
Gruppe, die solche Vereinbarungen geschlossen hat, sofern diese
Vereinbarungen « eine gemeinsame Identitét, ein gemeinsames Ge-
schéftskonzept und die Anwendung einheitlicher Geschéftsmethoden
gewihrleisten und sich diese Lizenzgebiihren in der Union im Ge-
schiftsjahr vor dem letzten Geschéftsjahr auf mehr als
22 500 000 EUR beliefen und sofern das Unternehmen im Ge-
schiftsjahr vor dem letzten abgeschlossenen Geschéftsjahr einen Net-
toumsatz von mehr als 80 000 000 EUR in der Union erzielt hat oder
die oberste Muttergesellschaft einer Gruppe ist, die im Geschéftsjahr
vor dem letzten abgeschlossenen Geschiftsjahr einen Nettoumsatz
von mehr als 80 000 000 EUR in der Union erzielt hat;
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(3) Besteht die Haupttitigkeit der obersten Muttergesellschaft im
Halten von Anteilen an operativen Tochterunternehmen und beteiligt
sie sich nicht an managementspezifischen, betrieblichen oder finan-
ziellen Entscheidungen mit Auswirkungen auf die Gruppe oder eines
oder mehrere ihrer Tochterunternehmen, so kann sie von der Erfiillung
der Verpflichtungen gemaB dieser Richtlinie befreit werden. Diese Aus-
nahme gilt unter der Bedingung, dass eines der in der Union nieder-
gelassenen Tochterunternehmen der obersten Muttergesellschaft zur Er-
fiillung der Verpflichtungen nach den Artikeln 6 bis 16 und Artikel 22
im Namen der obersten Muttergesellschaft, einschlieBlich der Verpflich-
tungen der obersten Muttergesellschaft in Bezug auf die Téatigkeiten
ihrer Tochterunternehmen, benannt ist. In einem solchen Fall werden
dem benannten Tochterunternehmen alle erforderlichen Mittel zur Ver-
fiigung gestellt und alle rechtlichen Befugnisse erteilt, um diesen Ver-
pflichtungen wirksam nachzukommen, insbesondere zur Gewéhrleis-
tung, dass das benannte Tochterunternechmen von den Unternchmen
der Gruppe die relevanten Informationen und Unterlagen erhilt, um
den Verpflichtungen der obersten Muttergesellschaft gemill dieser
Richtlinie nachzukommen.

Die oberste Muttergesellschaft beantragt die in Unterabsatz 1 dieses
Absatzes genannte Ausnahme bei der zustindigen Aufsichtsbehdrde
im Einklang mit Artikel 24, damit beurteilt wird, ob die in Unterabsatz 1
dieses Absatzes genannten Voraussetzungen erfiillt sind. Sind die Vo-
raussetzungen erfiillt, so gewihrt die zustindige Aufsichtsbehdrde die
Ausnahme. Gegebenenfalls unterrichtet diese Behorde die zustdndige
Aufsichtsbehorde des Mitgliedstaats, in dem das benannte Tochterunter-
nehmen niedergelassen ist, ordnungsgemill iiber den Antrag und an-
schlieBend iiber ihre Entscheidung.

Die oberste Muttergesellschaft haftet weiterhin gemeinsam mit dem
benannten Tochterunternehmen fiir die Nichterfiillung seiner Verpflich-
tungen gemiB Unterabsatz 1 dieses Absatzes.

(4)  Fiir die Zwecke des Absatzes 1 wird die Zahl der Teilzeitbeschaf-
tigten in Vollzeitdquivalenten berechnet. » C1 Leiharbeitnehmer und
andere Arbeitnehmer in atypischen Beschéftigungsverhiltnissen wer-
den — sofern sie die vom Gerichtshof der Europdischen Union auf-
gestellten Kriterien fiir die Feststellung der Arbeitnehmereigenschaft
erfiillen — bei der Berechnung der Zahl der Beschiftigten so behandelt,
als ob es sich um Arbeitnehmer handeln wiirde, diec wahrend desselben
Zeitraums direkt vom Unternehmen beschéftigt werden. <«

(5) Die vorliegende Richtlinie gilt nur fiir Unternehmen, die die in
den Absitzen 1 und 2 genannten Bedingungen in zwei aufeinanderfol-
genden Geschiftsjahren erfiillen. Die vorliegende Richtlinie gilt nicht
mehr fiir Unternehmen im Sinne von Absatz 1 oder 2, wenn die in
Absatz 1 oder 2 festgelegten Bedingungen nicht mehr in jedem der
beiden letzten relevanten Geschiftsjahre erfiillt wurden.

(6) In Bezug auf die in Absatz 1 genannten Unternehmen ist der
Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, fiir die Rege-
lung der unter diese Richtlinie fallenden Angelegenheiten zusténdig.
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(7)  In Bezug auf ein Unternechmen gemif3 Absatz 2 ist der Mitglied-
staat, in dem dieses Unternehmen eine Zweigstelle hat, fiir die Regelung
der unter diese Richtlinie fallenden Angelegenheiten zustéindig. Hat ein
Unternehmen keine Zweigstelle in einem Mitgliedstaat oder hat es
Zweigstellen in verschiedenen Mitgliedstaaten, so ist fiir die Regelung
der unter diese Richtlinie fallenden Angelegenheiten der Mitgliedstaat
zustindig, in dem dieses Unternehmen in dem Geschiftsjahr, das dem
letzten abgeschlossenen Geschiftsjahr vorausgeht, den hochsten Net-
toumsatz in der Union erzielt hat.

(8)  Diese Richtlinie gilt nicht fiir AIF im Sinne von Artikel 4 Num-
mer 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU des Européischen Par-
laments und des Rates (') oder fiir Organismen fiir gemeinsame Anlagen
in Wertpapieren (OGAW) im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der Richt-
linie 2009/65/EG des Europédischen Parlaments und des Rates (?).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

(1)  Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) ,,Unternehmen® Folgendes:

i) eine juristische Person, die als eine der in den Anhéngen I und
II der Richtlinie 2013/34/EU aufgefiihrten Rechtsformen ge-
griindet wurde;

i) eine juristische Person, die nach dem Recht eines Drittlandes als
eine Rechtsform gegriindet wurde, die mit den in den Anhén-
gen [ und II der Richtlinie 2013/34/EU aufgefiihrten Rechts-
formen vergleichbar ist;

iii) ein beaufsichtigtes Finanzunternehmen, bei dem es sich un-
abhingig von seiner Rechtsform um Folgendes handelt:

— ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Par-
laments und des Rates (3);

(") Richtlinie 2011/61/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom

8. Juni 2011 iiber die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Ande-
rung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG  und der
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABL L 174
vom 1.7.2011, S. 1).

(®>) Richtlinie 2009/65/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
betreffend  bestimmte  Organismen fiir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (OGAW) (ABI. L 302 vom 17.11.2009, S. 32).

(®) »C1 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 26. Juni 2013 iiber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und
zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABL. L 176 vom
27.6.2013, S. 1). <
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— eine Wertpapierfirma im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Num-
mer 1 der Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Par-
laments und des Rates (*);

— ein Verwalter alternativer Investmentfonds im Sinne von
Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe b der Richtlinie
2011/61/EU, einschlieBlich Verwalter von Europédischen Ri-
sikokapitalfonds (EuVECA) gemdl der Verordnung (EU)
Nr. 345/2013 des Europdischen Parlaments und des Ra-
tes (°), Verwalter von Europdischen Fonds flir soziales Un-
ternehmertum (EuSEF) gemdl der Verordnung (EU)
Nr. 346/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (¢)
und Verwalter Européischer langfristiger Investmentfonds
(ELTIF) gemédB der Verordnung (EU) 2015/760 des Euro-
péischen Parlaments und des Rates (7);

— eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne von Artikel 2 Num-
mer 1 Buchstabe b der Richtlinie 2009/65/EG;

— ein Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13
Nummer 1 der Richtlinie 2009/138/EG des Europédischen
Parlaments und des Rates (%);

— ein Rickversicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13
Nummer 4 der Richtlinie 2009/138/EG;

— eine Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung, die
nach Artikel 2 der Richtlinie (EU) 2016/2341 in deren An-
wendungsbereich fillt, es sei denn, ein Mitgliedstaat hat
nach Artikel 5 der genannten Richtlinie beschlossen, diese
auf die betreffenden Einrichtungen nicht oder nur teilweise
anzuwenden;

— eine zentrale Gegenpartei im Sinne von Artikel 2 Nummer 1
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Par-
laments und des Rates (°);

(¥ Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom

15. Mai 2014 iiber Mirkte fiir Finanzinstrumente sowie zur Anderung der
Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABlL. L 173 vom 12.6.2014,
S. 349).

(°) Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 17. April 2013 {iiber Europdische Risikokapitalfonds (ABlL. L 115 vom
25.4.2013, S. 1).

(°) Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Europidischen Parlaments und des Rates
vom 17. April 2013 iiber Europiische Fonds fiir soziales Unternehmertum
(ABIL. L 115 vom 25.4.2013, S. 18).

(") Verordnung (EU) 2015/760 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2015 iiber europdische langfristige Investmentfonds (ABL L 123
vom 19.5.2015, S. 98).

(®) Richtlinie 2009/138/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausiibung der
Versicherungs- und der Riickversicherungstitigkeit (Solvabilitit II) (ABI.
L 335 vom 17.12.2009, S. 1).

(°) Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 4. Juli 2012 iiber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transakti-
onsregister (ABL. L 201 vom 27.7.2012, S. 1).
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@)

(?

)

— einen Zentralverwahrer im Sinne von Artikel 2 Absatz 1
Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Européi-
schen Parlaments und des Rates (19);

— eine Zweckgesellschaft fiir Versicherungen oder Riickver-
sicherungen, die gemél Artikel 211 der Richtlinie
2009/138/EG zugelassen wurde;

— eine ,,Verbriefungszweckgesellschaft” im Sinne von Artikel 2
Nummer 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 des Européi-
schen Parlaments und des Rates (11);

— eine Finanzholdinggesellschaft im Sinne von Artikel 4 Ab-
satz 1 Nummer 20 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, eine
Versicherungsholdinggesellschaft im Sinne von Artikel 212
Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie 2009/138/EG oder eine
gemischte Finanzholdinggesellschaft im Sinne von Arti-
kel 212 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 2009/138/EG,
die Teil einer Versicherungsgruppe ist, die der Gruppenauf-
sicht gemalB Artikel 213 der genannten Richtlinie unterliegt,
und die nicht gemifl Artikel 214 Absatz 2 der Richtlinie
2009/138/EG von der Gruppenaufsicht ausgenommen ist;

— ein Zahlungsinstitut im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buch-
stabe d der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europdischen
Parlaments und des Rates ('?);

— ein E-Geld-Institut im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der
Richtlinie 2009/110/EG des Europidischen Parlaments und
des Rates (13);

Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates

vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrech-
nungen in der Europdischen Union und iiber Zentralverwahrer sowie zur
Anderung der Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der
Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 1).
Verordnung (EU) 2017/2402 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir
Verbriefungen und zur Schaffung eines europdischen spezifischen Rahmens
fiir eine einfache, transparente und standardisierte Verbriefung und zur An-
derung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU und der
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 648/2012 (ABIL. L 347
vom 28.12.2017, S. 35).

Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. November 2015 iiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung
der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2007/64/EG (ABL. L 337 vom 23.12.2015, S. 35).

Richtlinie 2009/110/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
16. September 2009 iiber die Aufnahme, Ausiibung und Beaufsichtigung
der Titigkeit von E-Geld-Instituten, zur Anderung der Richtlinien
2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2000/46/EG (ABI. L 267 vom 10.10.2009, S. 7).
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b)

<)

("

(9

— einen ,,Schwarmfinanzierungsdienstleister im Sinne von Ar-
tikel 2 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU)
2020/1503 des Europdischen Parlaments und des Rates (14);

— einen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen im Sinne
von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU)
2023/1114 des Europdischen Parlaments und des Rates (%),
der eine oder mehrere Kryptowerte-Dienstleistungen im
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 der genannten
Verordnung erbringt;

»hegative Auswirkungen auf die Umwelt* nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt, die sich aus einem Verstol gegen die Verbote und
Verpflichtungen nach Teil I Abschnitt 1 Nummern 15 und 16 und
Teil II des Anhangs dieser Richtlinie ergeben, wobei die nationalen
Rechtsvorschriften, die mit den Bestimmungen der darin aufgefiihr-
ten Instrumente zusammenhéngen, zu beriicksichtigen sind;

»hegative Auswirkungen auf die Menschenrechte Auswirkungen
auf Personen, die sich aus Folgendem ergeben:

i) einer Verletzung eines der in Teil I Abschnitt 1 des Anhangs
dieser Richtlinie aufgefithrten Menschenrechte, da diese Men-
schenrechte in den in Teil I Abschnitt 2 des Anhangs dieser
Richtlinie genannten internationalen Instrumenten verankert sind,

ii) einer Verletzung eines Menschenrechts, das nicht in Teil I Ab-
schnitt 1 des Anhangs dieser Richtlinie aufgefiihrt, aber in den in
Teil 1 Abschnitt 2 des Anhangs dieser Richtlinie aufgefiihrten
Menschenrechtsinstrumenten verankert ist, sofern

— das Menschenrecht durch ein Unternehmen oder eine juristi-
sche Person verletzt werden kann,

— die Menschenrechtsverletzung unmittelbar ein rechtliches In-
teresse, das durch die in Teil I Abschnitt 2 des Anhangs
dieser Richtlinie aufgefiihrten Menschenrechtsinstrumente
geschiitzt ist, beeintrdchtigt und

— das Unternehmen das Risiko einer Beeintrdchtigung des
Menschenrechts — unter Beriicksichtigung der Umstidnde
des Einzelfalls, einschlielich der Art und des Umfangs der
Geschiéftstitigkeit des Unternehmens und seiner Aktivitéts-
kette, der Besonderheiten des Wirtschaftszweigs sowie der
geografischen und operativen Rahmenbedingungen — nach
verniinftigem Ermessen hitte vorhersehen konnen;

Verordnung (EU) 2020/1503 des Européischen Parlaments und des Rates

vom 7. Oktober 2020 iiber Europidische Schwarmfinanzierungsdienstleister
fiir Unternehmen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2017/1129 und
der Richtlinie (EU) 2019/1937 (ABIL. L 347 vom 20.10.2020, S. 1).
Verordnung (EU) 2023/1114 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 31. Mai 2023 iiber Mirkte fiir Kryptowerte und zur Anderung der
Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der
Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABIL. L 150 vom 9.6.2023,
S. 40).
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d)

e)

2

(%

»hegative Auswirkungen® nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt
oder die Menschenrechte;

,»Tochterunternehmen® eine juristische Person im Sinne von Artikel 2
Nummer 10 der Richtlinie 2013/34/EU und eine juristische Person,
iber die die Tétigkeit eines ,.kontrollierten Unternehmens® im Sinne
von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie 2004/109/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (1%) ausgeiibt wird;

»Geschiftspartner eine Einrichtung,

i) mit der das Unternehmen eine Geschéftsvereinbarung iiber die
Tatigkeiten, Produkte oder Dienstleistungen des Unternehmens
geschlossen hat oder fiir die das Unternechmen im Einklang mit
Buchstabe g Dienstleistungen erbringt (,,direkter Geschiftspart-
ner®), oder

i) die kein direkter Geschéftspartner ist, die jedoch mit den Tétig-
keiten, Produkten oder Dienstleistungen des Unternehmens zu-
sammenhédngende Geschiftstatigkeiten ausiibt (,,indirekter Ge-
schéftspartner®);

,,Aktivitdtskette

i) Tatigkeiten der vorgelagerten Geschiftspartner eines Unterneh-
mens im Zusammenhang mit der Produktion von Waren oder
der Erbringung von Dienstleistungen durch dieses Unterneh-
men, einschlieBlich der Gestaltung, Gewinnung, Beschaffung,
Herstellung, Beforderung, Lagerung und Lieferung von Roh-
stoffen, Produkten oder Teilen von Produkten und der Entwick-
lung des Produkts oder der Dienstleistung, und

ii) die Tatigkeiten der nachgelagerten Geschiftspartner eines Un-
ternehmens im Zusammenhang mit dem Vertrieb, der Befor-
derung und der Lagerung eines Produkts dieses Unternehmens,
sofern die Geschiftspartner diese Tatigkeiten fiir das Unterneh-
men oder im Namen des Unternehmens ausiiben; davon aus-
genommen ist der Vertrieb, die Beforderung, die Lagerung des
Produkts, das Ausfuhrkontrollen gemifl der Verordnung (EU)
2021/821 oder Ausfuhrkontrollen in Bezug auf Waffen, Muni-
tion oder Kriegsmaterial unterliegt, sobald die Ausfuhr des Pro-
dukts genehmigt wurde;

,Uberpriifung durch unabhingige Dritte“ die Uberpriifung der Ein-
haltung der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Menschenrechts-
und Umweltanforderungen seitens eines Unternehmens oder Teilen
seiner Aktivitdtskette durch einen objektiven und von dem Unter-
nehmen vollig unabhéngigen Sachverstindigen, der frei von Interes-
senkonflikten und externer Einflussnahme ist, je nach Art der nega-
tiven Auswirkungen Erfahrung und Kompetenz in Umwelt- oder
Menschenrechtsfragen besitzt und hinsichtlich der Qualitdt und Zu-
verlssigkeit der Uberpriifung verantwortlich ist;

Richtlinie 2004/109/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom

15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in
Bezug auf Informationen iiber Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel
auf einem geregelten Markt zugelassen sind, und zur Anderung der Richt-
linie 2001/34/EG (ABIL L 390 vom 31.12.2004, S. 38).
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)

k)

D)

("

,,KMU* Kleinstunternechmen, kleine oder mittlere Unternehmen un-
abhidngig von ihrer Rechtsform, die nicht Teil einer groBen Gruppe
sind, gemdf den Definitionen in Artikel 3 Absétze 1, 2, 3 und 7 der
Richtlinie 2013/34/EU;

,Industrieinitiative bzw. Multi-Stakeholder-Initiative* eine Kom-
bination von freiwilligen Verfahren, Instrumenten und Mechanismen
zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten, die von Regierungen, Industrie-
verbdnden, interessierten Organisationen, einschlieflich Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft, oder Gruppierungen bzw. Kombinationen
davon, an denen sich Unternehmen beteiligen konnen, um die Er-
fiillung der Sorgfaltspflichten zu unterstiitzen, entwickelt und iiber-
wacht werden;

»Bevollmichtigter eine in der Union ansdssige oder niedergelas-
sene natiirliche oder juristische Person, die von einem Unternehmen
im Sinne von Buchstabe a Ziffer ii beauftragt ist, in Bezug auf die
Erfillung der aus dieser Richtlinie resultierenden Verpflichtungen
dieses Unternehmens in dessen Namen zu handeln;

»~schwerwiegende negative Auswirkungen® negative Auswirkungen,
die aufgrund ihrer Art, wie etwa Auswirkungen, die das Leben, die
Gesundheit oder die Freiheit von Menschen schédigen, oder auf-
grund ihrer GroBe, ihrer Tragweite oder ihres irreversiblen Charak-
ters unter Berlicksichtigung ihrer Schwere, einschlie8lich der Anzahl
von Personen, die betroffen sind oder sein kdénnen, des Ausmales,
in dem die Umwelt geschiddigt oder anderweitig beeintrachtigt wird
oder werden kann, ihrer Unumkehrbarkeit und der Grenzen der
Moglichkeiten, die betroffenen Personen oder die Umwelt innerhalb
eines angemessenen Zeitraums wieder in eine Situation oder einen
Zustand zu versetzen, die der Situation bzw. der dem Zustand vor
den Auswirkungen entspricht, besonders gravierend sind,

,.Nettoumsatz*

i) die ,Nettoumsatzerlose” im Sinne von Artikel 2 Nummer 5 der
Richtlinie 2013/34/EU oder

il) Umsatzerlose geméf der Definition durch die bzw. im Sinne der
Rechnungslegungsgrundsitze, auf deren Grundlage die Ab-
schliisse des Unternchmens erstellt werden, wenn das Unterneh-
men auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des
Européischen Parlaments und des Rates (!7) angenommene inter-
nationale Rechnungslegungsstandards anwendet oder ein Unter-
nehmen im Sinne von Buchstabe a Ziffer ii ist;

»Interessentrdger die Beschéftigten des Unternehmens, die Beschéf-
tigten seiner Tochterunternehmen, Gewerkschaften und Arbeitneh-
mervertreter, Verbraucher sowie andere Einzelpersonen, Gruppen,
Gemeinschaften oder Einrichtungen, deren Rechte oder Interessen
durch die Produkte, Dienstleistungen und Geschéftstitigkeiten die-
ses Unternchmens, seiner Tochterunternehmen und seiner Geschéfts-
partner beeintrichtigt werden oder beeintrdchtigt werden konnten,
einschlieBlich der Beschéftigten der Geschiftspartner des Unterneh-
mens und ihrer Gewerkschaften und Arbeitnehmervertreter, nationa-
ler Menschenrechts- und Umweltorganisationen, Organisationen der
Zivilgesellschaft, deren Zwecke den Schutz der Umwelt umfassen,
und der rechtméBigen Vertreter dieser Personen, Gruppen, Gemein-
schaften oder Einrichtungen;

Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates

vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungs-
legungsstandards (ABIL. L 243 vom 11.9.2002, S. 1).
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0) ,geeignete MaBnahmen* MaBnahmen, mit denen die Ziele der Sorg-
faltspflicht erreicht werden koénnen, indem die negativen Auswirkun-
gen in einer Weise angegangen werden, die angemessen ist und dem
Schweregrad und der Wahrscheinlichkeit der negativen Auswirkun-
gen entspricht, und die dem Unternehmen nach verniinftigem Ermes-
sen zur Verfligung stehen, wobei den Umstinden des Einzelfalls,
einschlieBlich der Art und des Umfangs der negativen Auswirkungen
und relevanten Risikofaktoren, Rechnung getragen wird;

p) ,.Geschiftsbezichung™ die Beziehung eines Unternehmens zu einem
Geschiftspartner;

q) .,Muttergesellschaft“ ein Unternechmen, das eines oder mehrere
Tochterunternechmen kontrolliert;

r) ,,0oberste Muttergesellschaft eine Muttergesellschaft, die gemél den
in Artikel 22 Absitze 1 bis 5 der Richtlinie 2013/34/EU genannten
Kriterien direkt oder indirekt eines oder mehrere Tochterunterneh-
men kontrolliert und nicht von einem anderen Unternehmen kon-
trolliert wird;

s) ,,Unternehmensgruppe oder ,,Gruppe® eine Muttergesellschaft und
alle ihre Tochterunternehmen;

t) ,,Abhilfe” die vollstindige oder weitestmogliche Wiederherstellung
der Situation oder des Zustands, in der/dem sich die betroffene
Person/die betroffenen Personen, die Gemeinschaften oder die Um-
welt ohne eingetretene tatsdchliche negative Auswirkungen befun-
den hétten, und die bzw. der in einem angemessenen Verhiltnis zur
Beteiligung des Unternehmens an den negativen Auswirkungen ste-
hen muss, einschliefllich einer finanziellen oder nichtfinanziellen
Entschiadigung, die das Unternehmen einer oder mehreren von den
tatsdchlichen negativen Auswirkungen betroffenen Personen bereit-
stellt, und soweit zutreffend die Erstattung jeglicher den Behdrden
durch die notwendigen Abhilfemalnahmen entstandenen Kosten;

u) ,,Risikofaktoren” Tatsachen, Situationen oder Umstéinde, die den
Schweregrad und die Wahrscheinlichkeit nachteiliger Auswirkungen
betreffen, darunter Tatsachen, Situationen oder Umstinde auf Unter-
nehmensebene, die Geschéftstitigkeiten betreffende, geografische und
kontextbezogene, auf die Produkte und Dienstleistungen bezogene
sowie branchenspezifische Tatsachen, Situationen oder Umstidnde;

v) ,,Schweregrad negativer Auswirkungen” das Ausmal, die Tragweite
oder den irreversiblen Charakter negativer Auswirkungen unter Be-
rlicksichtigung der Schwere negativer Auswirkungen, einschlieBlich
der Anzahl der Personen, die betroffen sind oder betroffen sein kon-
nen, des Ausmalfles, in dem die Umwelt geschidigt oder anderweitig
beeintrichtigt wird oder werden kann, der Unumkehrbarkeit der Aus-
wirkungen und der Grenzen der Moglichkeiten, die betroffenen Per-
sonen oder die Umwelt innerhalb eines angemessenen Zeitraums in
eine Situation oder einen Zustand zu versetzen, die bzw. der der
Situation oder dem Zustand vor der Auswirkung entspricht.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemil3 Artikel 34
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um den Anhang der vorliegenden
Richtlinie dahin gehend zu dndern,

a) dass Bezugnahmen auf Artikel von im Anhang dieser Richtlinie
aufgefiihrten internationalen Instrumenten aufgenommen werden,
die von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurden und in den Anwen-
dungsbereich eines spezifischen Rechts, Verbots oder einer spezi-
fischen Verpflichtung im Zusammenhang mit dem Schutz der Men-
schenrechte, der Grundfreiheiten und der Umwelt fallen;
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b) dass erforderlichenfalls Bezugnahmen auf im Anhang dieser Richt-
linie aufgefiihrte internationale Instrumente im Hinblick auf ihre An-
derung, Verdringung oder Aufhebung geéndert werden;

¢) entsprechend den Entwicklungen in den einschldgigen internationa-
len Foren in Bezug auf die in Teil 1 Abschnitt 2 des Anhangs dieser
Richtlinie aufgefiihrten Instrumente:

i) dass Bezugnahmen auf die aufgefiihrten Instrumente durch Be-
zugnahmen auf neue Instrumente, die denselben Gegenstand ab-
decken und von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurden, ersetzt
werden oder

ii) dass Bezugnahmen auf neue Instrumente, die denselben Gegen-
stand wie die aufgefiihrten und von allen Mitgliedstaaten ratifi-
zierten Instrumente abdecken, hinzugefiigt werden.

Artikel 4

Grad der Harmonisierung

(1)  Unbeschadet des Artikels 1 Absdtze 2 und 3 erlassen die Mit-
gliedstaaten in ihrem nationalen Recht auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet keine von Artikel 8 Absdtze 1 und 2, Artikel 10 Ab-
satz 1 und Artikel 11 Absatz 1 abweichenden Bestimmungen zur Fest-
legung von Sorgfaltspflichten in den Bereichen Menschenrechte und
Umweltschutz.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 werden die Mitgliedstaaten durch die
vorliegende Richtlinie nicht daran gehindert, in ihrem nationalen Recht
strengere Bestimmungen einzufiihren, die von den in anderen Bestim-
mungen als Artikel 8 Absédtze 1 und 2, Artikel 10 Absatz 1 und Ar-
tikel 11 Absatz 1 festgelegten Bestimmungen abweichen, oder Bestim-
mungen einzufiihren, die hinsichtlich ihres Ziels oder des abgedeckten
Bereichs spezifischer sind, um ein anderes Niveau des Schutzes der
Menschenrechte, Beschiftigungs- und sozialen Rechte, des Umwelt-
oder des Klimaschutzes zu erreichen.

Artikel 5
Sorgfaltspflicht

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternechmen die in den
Artikeln 7 bis 16 festgelegte risikobasierte Sorgfaltspflicht in den Be-
reichen Menschenrechte und Umwelt (,,Sorgfaltspflicht) durch folgende
MaBnahmen erfiillen:

a) Einbeziehung der Sorgfaltspflicht in ihre Unternehmenspolitik und
Risikomanagementsysteme nach Artikel 7;

b) Ermittlung und Bewertung tatséchlicher oder potenzieller negativer
Auswirkungen nach Artikel 8 und erforderlichenfalls Priorisierung
tatsdchlicher oder potenzieller negativer Auswirkungen nach Arti-
kel 9;

¢) Verhinderung und Minderung potenzieller negativer Auswirkungen,
Abstellung tatsdchlicher negativer Auswirkungen und Minimierung
ihres Ausmales nach den Artikeln 10 und 11;

d) Leistung von Abhilfe fiir tatsichliche negative Auswirkungen nach
Artikel 12;
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e) sinnvolle Einbeziehung von Interessentrdgern nach Artikel 13;

f) Einrichtung und Aufrechterhaltung eines Meldemechanismus und
Beschwerdeverfahrens nach Artikel 14;

g) Uberwachung der Wirksamkeit ihrer Strategien und MaBnahmen zur
Erfillung der Sorgfaltspflicht nach Artikel 15;

h) offentliche Kommunikation iiber die Sorgfaltspflicht nach Artikel 16.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen zum Zwe-
cke der Sorgfaltspflicht berechtigt sind, Ressourcen und Informationen
innerhalb ihrer jeweiligen Unternehmensgruppen sowie mit anderen ju-
ristischen Personen auszutauschen.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Geschiftspartner nicht
verpflichtet sind, einem Unternehmen, das den sich aus der vorliegenden
Richtlinie ergebenden Verpflichtungen nachkommt, Informationen of-
fenzulegen, bei denen es sich um ein Geschiftsgeheimnis im Sinne
von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2016/943 handelt, unbe-
schadet der Offenlegung der Identitit der direkten oder indirekten Ge-
schiftspartner oder wesentlicher Informationen, die zur Ermittlung tat-
sdchlicher oder potenzieller negativer Auswirkungen notwendig sind,
wenn diese Informationen erforderlich und mit Blick auf die Einhaltung
der Sorgfaltspflichten des Unternehmens hinreichend begriindet sind.
Dies ldsst die Moglichkeit der Geschiftspartner unberiihrt, ihre Ge-
schiftsgeheimnisse durch die in der Richtlinie (EU) 2016/943 festgeleg-
ten Mechanismen zu schiitzen. Geschéftspartner konnen nicht dazu ver-
pflichtet werden, Verschlusssachen oder andere Informationen offen-
zulegen, durch deren Offenlegung wesentliche Sicherheitsinteressen ei-
nes Staates gefahrdet wiirden.

(4) Die Mitgliedstaaten schreiben den Unternehmen vor, die Unter-
lagen iiber die Mallnahmen, die sie zur Erfiillung ihrer Sorgfaltspflichten
ergriffen haben, einschlieBlich einschlidgiger Belege, zum Nachweis der
Einhaltung der Sorgfaltspflichten mindestens fiinf Jahre lang ab dem
Zeitpunkt aufzubewahren, zu dem diese Unterlagen vorgelegt oder ein-
geholt wurden.

Ist bei Ablauf der in Unterabsatz 1 genannten Aufbewahrungsfrist ein
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren nach der vorliegenden Richtlinie
anhéngig, so verlangert sich die Aufbewahrungsfrist bis zum Abschluss
der Angelegenheit.

Artikel 6

Unterstiitzung auf Gruppenebene bei der Erfiilllung der
Sorgfaltspflicht

(1) »C1 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Muttergesellschaf-
ten, die in den Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie fallen,
die in den Artikeln 7 bis 16 und Artikel 22 genannten Verpflichtungen
im Namen von Unternehmen, <« bei denen es sich um Tochterunterneh-
men dieser Muttergesellschaften handelt und die in den Anwendungs-
bereich der vorliegenden Richtlinie fallen, erfiillen konnen, wenn so
eine wirksame Einhaltung sichergestellt wird. Dies gilt unbeschadet
der Tatsache, dass die Tochterunternehmen der Ausiibung der Befug-
nisse der Aufsichtsbehorde nach Artikel 25 und der zivilrechtlichen
Haftung nach Artikel 29 unterliegen.
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(2)  Fiir die Erfiillung der in den Artikeln 7 bis 16 festgelegten Sorg-
faltspflichten durch eine Muttergesellschaft gemafl Absatz 1 gelten alle
folgenden Voraussetzungen:

a) Das Tochterunternehmen und die Muttergesellschaft stellen einander
alle erforderlichen Informationen zur Verfiigung und arbeiten zusam-
men, um die sich aus der vorliegenden Richtlinie ergebenden Ver-
pflichtungen zu erfiillen;

b) das Tochterunternchmen hélt sich an die entsprechend angepasste
Strategie seiner Muttergesellschaft zur Erfiillung der Sorgfaltspflicht,
damit die in Artikel 7 Absatz 1 festgelegten Verpflichtungen in
Bezug auf das Tochterunternehmen erfiillt werden;

c¢) das Tochterunternehmen nimmt die Sorgfaltspflicht im Einklang mit
Artikel 7 in alle Bereiche seiner Unternehmenspolitik und Risikoma-
nagementsysteme auf, wobei klar beschrieben wird, welche Ver-
pflichtungen die Muttergesellschaft erfiillen muss, und teilt dies er-
forderlichenfalls den betroffenen Interessentrdgern mit;

d) das Tochterunternehmen ergreift erforderlichenfalls weiterhin geeig-
nete MaBnahmen geméfl den Artikeln 10 und 11 und erfiillt wei-
terhin seine Verpflichtungen gemifl den Artikeln 12 und 13;

e) erforderlichenfalls holt das Tochterunternechmen vertragliche Zu-
sicherungen von einem direkten Geschéftspartner gemaf3 Artikel 10
Absatz 2 Buchstabe b oder Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe ¢ bzw.
von einem indirekten Geschiftspartner gemd3 Artikel 10 Absatz 4
oder Artikel 11 Absatz 5 ein und setzt die Geschiftsbeziehung ge-
mélB Artikel 10 Absatz 6 oder Artikel 11 Absatz 7 voriibergehend
aus oder beendet diese Geschiftsbeziehung.

(3)  Erfiillt die Muttergesellschaft im Einklang mit Artikel 1 des vor-
liegenden Artikels die Verpflichtungen nach Artikel 22 im Namen des
Tochterunternehmens, so muss das Tochterunternehmen die in Artikel 22
festgelegten Verpflichtungen im Einklang mit dem Plan der Mutterge-
sellschaft zur Minderung der Folgen des Klimawandels erfiillen, der
entsprechend an sein Geschéftsmodell und seine Geschéftsstrategie an-
gepasst wird.

Artikel 7

Einbeziehung der Sorgfaltspflicht in die Unternehmenspolitik und
die Risikomanagementsysteme des Unternehmens

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen die Sorg-
faltspflicht in alle einschlégigen Bereiche ihrer Unternehmenspolitik und
Risikomanagementsysteme einbeziechen und {iber eine Strategie zur Er-
fiillung der Sorgfaltspflicht verfiigen, mit der eine risikobasierte Sorg-
faltspflicht sichergestellt wird.

(2) Die in Absatz 1 genannte Strategie zur Erfiillung der Sorgfalts-
pflicht wird nach vorheriger Konsultation der Beschéftigten des Unter-
nehmens und ihrer Vertreter ausgearbeitet und umfasst alle folgenden
Elemente:

a) eine Beschreibung des Ansatzes, den das Unternechmen — auch
langfristig — hinsichtlich der Sorgfaltspflicht verfolgt,
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b) einen Verhaltenskodex, in dem die Regeln und Grundsitze beschrie-
ben werden, die im gesamten Unternehmen und seinen Tochterunter-
nehmen sowie seinen direkten oder indirekten Geschéftspartnern ge-
méal Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b, Artikel 10 Absatz 4, Arti-
kel 11 Absatz 3 Buchstabe ¢ oder Artikel 11 Absatz 5 einzuhalten
sind, und

¢) eine Beschreibung der Verfahren zur Einbeziehung der Sorgfalts-
pflicht in alle einschldgigen Bereiche der Unternehmenspolitik und
zur Umsetzung der Sorgfaltspflicht, einschlieBlich der MaBnahmen
zur Uberpriifung der Einhaltung des in Buchstabe b genannten Ver-
haltenskodexes und zur Ausweitung der Anwendung dieses Kodexes
auf Geschiftspartner.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternehmen ihre
Strategien zur Erfiillung der Sorgfaltspflicht unverziiglich aktualisieren,
sobald eine wesentliche Anderung eintritt, und diese Strategien mindes-
tens alle 24 Monate iiberpriifen und erforderlichenfalls aktualisieren.

Zu den in Unterabsatz 1 genannten Zwecken beriicksichtigen die Un-
ternehmen die bereits gemdf Artikel 8 ermittelten negativen Auswirkun-
gen sowie die geeigneten MaBnahmen, die gemélB den Artikeln 10 und
11 ergriffen wurden, um diese negativen Auswirkungen anzugehen, und
die Ergebnisse der gemidf3 Artikel 15 durchgefiihrten Bewertungen.

Artikel 8

Ermittlung und Bewertung tatséichlicher und potenzieller negativer
Auswirkungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternchmen geeig-
nete Maflnahmen ergreifen, um gemil dem vorliegenden Artikel tat-
séchliche und potenzielle negative Auswirkungen zu ermitteln und zu
bewerten, die sich aus ihrer eigenen Geschéftstitigkeit und der ihrer
Tochterunternehmen und — sofern sie mit ihren Aktivitdtsketten in
Verbindung stehen — der ihrer Geschéftspartner ergeben.

(2) Im Rahmen der in Absatz 1 niedergelegten Verpflichtung ergrei-
fen die Unternehmen unter Beriicksichtigung relevanter Risikofaktoren
geeignete Maflnahmen, um

a) ihre eigene Geschéftstitigkeit und der ihrer Tochterunternehmen
und — sofern sie mit ihren Aktivitdtsketten in Verbindung stehen —
der ihrer Geschiftspartner zu erfassen, um allgemeine Bereiche zu
ermitteln, in denen negative Auswirkungen am wahrscheinlichsten
oder am schwerwiegendsten sind;

b) auf der Grundlage der Ergebnisse der unter Buchstabe a genannten
Erfassung eine eingehende Bewertung ihrer eigenen Geschiftstétig-
keit und der ihrer Tochterunternehmen und — sofern sie mit ihren
Aktivitdtsketten in Verbindung stehen — der ihrer Geschiftspartner
in den Bereichen vorzunehmen, in denen die negativen Auswirkun-
gen als am wahrscheinlichsten oder am schwerwiegendsten einge-
stuft wurden.
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternechmen fiir die
Zwecke der Ermittlung und Bewertung der in Absatz 1 genannten ne-
gativen Auswirkungen, soweit erforderlich auf der Grundlage quantita-
tiver und qualitativer Informationen, berechtigt sind, auf angemessene
Ressourcen zuriickzugreifen, einschlielich unabhingiger Berichte und
Informationen, die im Rahmen des Meldemechanismus und des Be-
schwerdeverfahrens nach Artikel 14 gesammelt werden.

(4) Konnen die fiir die in Absatz 2 Buchstabe b genannte eingehende
Bewertung erforderlichen Informationen von Geschéftspartnern auf ver-
schiedenen Ebenen der Aktivitétskette eingeholt werden, so muss das
Unternehmen diese Informationen, sofern angemessen, vorrangig direkt
von den Geschéftspartnern anfordern, bei denen die negativen Auswir-
kungen am wahrscheinlichsten auftreten.

Artikel 9

Priorisierung der ermittelten tatsichlichen und potenziellen
negativen Auswirkungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternechmen zur Erfiil-
lung der in Artikel 10 oder 11 festgelegten Verpflichtungen die gemaf
Artikel 8 ermittelten negativen Auswirkungen priorisieren, wenn es
nicht moglich ist, alle ermittelten negativen Auswirkungen gleichzeitig
und in vollem Umfang zu verhindern, zu mindern, abzustellen oder zu
minimieren.

(2) Die in Absatz 1 genannte Priorisierung erfolgt auf der Grundlage
ihrer Schwere und Wahrscheinlichkeit.

(3) Sobald die schwerwiegendsten und wahrscheinlichsten negativen
Auswirkungen geméfl den Artikeln 10 und 11 innerhalb einer angemes-
senen Frist angegangen wurden, muss das Unternehmen die weniger
schwerwiegenden und weniger wahrscheinlichen negativen Auswirkun-
gen angehen.

Artikel 10

Verhinderung potenzieller negativer Auswirkungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternehmen geeig-
nete MaBBnahmen ergreifen, um potenzielle negative Auswirkungen, die
nach Artikel 8 ermittelt wurden oder hitten ermittelt werden miissen, im
Einklang mit Artikel 9 und dem vorliegenden Artikel zu verhindern
oder, falls sie nicht oder nicht unmittelbar verhindert werden konnen,
angemessen zu mindern.

Bei der Festlegung der in Unterabsatz 1 genannten geeigneten MafBinah-
men wird Folgendes gebiihrend beriicksichtigt:

a) ob die potenziellen negativen Auswirkungen lediglich vom Unter-
nehmen verursacht werden kdnnen, ob sie vom Unternehmen ge-
meinsam mit einem Tochterunternehmen oder einem Geschiftspart-
ner durch Handlungen oder Unterlassungen verursacht werden kon-
nen oder ob sie lediglich von einem Geschéftspartner des Unterneh-
mens in der Aktivititskette verursacht werden kénnen;
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b) ob die potenziellen negativen Auswirkungen im Zuge der Geschéfts-
tatigkeit eines Tochterunternehmens, eines direkten Geschéftspartners
oder eines indirekten Geschéftspartners eintreten konnen; und

¢) ob das Unternehmen in der Lage ist, Einfluss auf den Geschifts-
partner zu nehmen, der die potenziellen negativen Auswirkungen
allein oder gemeinsam mit anderen verursachen kann.

(2) Die Unternehmen sind verpflichtet, erforderlichenfalls die folgen-
den geeigneten MaBinahmen zu ergreifen:

a) unverziigliche Entwicklung und Umsetzung eines Pridventionsakti-
onsplans mit angemessenen und klar festgelegten Zeitplanen fiir
die Umsetzung geeigneter MaBnahmen und mit qualitativen wie
quantitativen Indikatoren fiir die Messung der Verbesserung, falls
dies aufgrund der Art oder Komplexitidt der fiir die Verhinderung
erforderlichen Maflnahmen notwendig ist; die Unternehmen kdnnen
ihre Aktionspldne in Zusammenarbeit mit Industrieinitiativen bzw.
Multi-Stakeholder-Initiativen entwickeln; der Préventionsaktionsplan
wird an die Geschéftstitigkeit und die Aktivitdtskette der Unterneh-
men angepasst;

b) Einholung vertraglicher Zusicherungen eines direkten Geschéftspart-
ners, dass er die Einhaltung des Verhaltenskodexes des Unterneh-
mens und erforderlichenfalls eines Prdventionsaktionsplans sicher-
stellt, auch durch Einholung entsprechender vertraglicher Zusiche-
rungen von dessen Partnern, soweit deren Tétigkeiten Teil der Ak-
tivitdtskette des Unternehmens sind; werden solche vertraglichen Zu-
sicherungen gemacht, so findet Absatz 5 Anwendung;

c) Tétigung der erforderlichen finanziellen oder nichtfinanziellen Inves-
titionen bzw. Vornahme der erforderlichen Anpassungen oder Ver-
besserungen, etwa bei den Einrichtungen, Produktionsprozessen oder
anderen operativen Prozessen und bei der Infrastruktur;

d) Vornahme der erforderlichen Anpassungen oder Verbesserungen des
eigenen Geschiftsplans, der Gesamtstrategien und Geschiftstétigkeit
des Unternehmens, einschlieBlich der Beschaffungs-, Entwurfs- und
Vertriebspraxis;

e) Leistung gezielter und angemessener Unterstiitzung fiir ein KMU,
das ein Geschéftspartner des Unternehmens ist, indem unter anderem
der Zugang zu Kapazititsaufbau, Schulungen oder die Modernisie-
rung von Managementsystemen bereitgestellt bzw. ermdglicht wer-
den, sofern dies angesichts der Ressourcen, des Wissens und der
Beschriankungen des KMU erforderlich ist, und indem gezielte und
angemessene finanzielle Unterstiitzung geleistet wird, beispielsweise
durch direkte Finanzierung, zinsgiinstige Darlehen, Garantien fiir die
fortgesetzte Beschaffung oder Unterstiitzung bei der Sicherstellung
von Finanzierung, sofern durch die Einhaltung des Verhaltenskode-
xes oder des Priventionsaktionsplans die Tragfahigkeit des KMU
gefahrdet wiirde;

f) Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen im Einklang mit dem
Unionsrecht, einschlieBlich des Wettbewerbsrechts, auch um erfor-
derlichenfalls die Fahigkeit des Unternehmens zu verbessern, die
negativen Auswirkungen zu verhindern oder zu mindern, insbeson-
dere wenn keine andere Mafinahme geeignet oder wirksam ist.
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(3)  Unternehmen konnen erforderlichenfalls neben den in Absatz 2
aufgefithrten Mafinahmen zusédtzliche geeignete MalBinahmen ergreifen,
etwa die Verstindigung mit einem Geschiftspartner hinsichtlich der
Erwartungen des Unternechmens in Bezug auf die Verhinderung und
Minderung der potenziellen negativen Auswirkungen oder die Bereit-
stellung oder Ermoglichung des Zugangs zu Kapazititsaufbau, Bera-
tung, administrativer und finanzieller Unterstiitzung, etwa Darlehen
oder Finanzierung, wobei die Ressourcen, das Wissen und die Be-
schrankungen des Geschiftspartners zu beriicksichtigen sind.

(4) Im Hinblick auf potenzielle negative Auswirkungen, die durch
die in Absatz 2 aufgefiihrten geeigneten MalBnahmen nicht verhindert
oder angemessen gemindert werden konnten, kann das Unternehmen
vertragliche Zusicherungen von einem indirekten Geschiftspartner ein-
holen, um die Einhaltung des Verhaltenskodexes des Unternehmens
oder eines Praventionsaktionsplans zu erreichen. Werden solche vertrag-
lichen Zusicherungen gemacht, so findet Absatz 5 Anwendung;

(5) »C1 Die in Absatz 2 Buchstabe b und in Absatz 4 genannten
vertraglichen Zusicherungen miissen von geeigneten Mallnahmen zur
Uberpriifung der Einhaltung flankiert werden. « Zur Uberpriifung der
Einhaltung kann das Unternehmen eine Uberpriifung durch unabhingige
Dritte, einschlieSlich im Rahmen von Industrieinitiativen bzw. Multi-
Stakeholder-Initiativen, in Anspruch nehmen.

Erteilt ein KMU vertragliche Zusicherungen oder wird ein Vertrag mit
einem KMU geschlossen, so miissen die angewandten Bedingungen
fair, angemessen und diskriminierungsfrei sein. Das Unternehmen
muss ferner bewerten, ob die von einem KMU erteilten vertraglichen
Zusicherungen von in Absatz 2 Buchstabe e genannten geeigneten Mal3-
nahmen fir KMU begleitet werden sollten. Werden MaBinahmen zur
Uberpriifung der Einhaltung in Bezug auf KMU durchgefiihrt, so trigt
das Unternehmen die Kosten fiir die Uberpriifung durch unabhingige
Dritte. Wenn das KMU um Ubernahme zumindest eines Teils der Kos-
ten der Uberpriifung durch unabhiingige Dritte ersucht oder wenn das
Unternechmen dem zustimmt, kann das KMU anderen Unternehmen die
Ergebnisse einer solchen Uberpriifung weitergeben.

(6) Im Hinblick auf die in Absatz 1 genannten potenziellen negativen
Auswirkungen, die durch in den Absdtzen 2, 4 und 5 festgelegte Mal3-
nahmen nicht verhindert oder angemessen gemindert werden konnten,
ist das Unternehmen verpflichtet, als letztes Mittel mit einem Geschifts-
partner, in Verbindung mit dem bzw. von dessen Aktivititskette die
Auswirkungen ausgehen, keine neuen Beziehungen mehr einzugehen
bzw. bestehende Beziechungen nicht mehr auszubauen, und hat —
wenn das fiir ihre Beziehungen maBgebende Recht dies vorsieht —
als letztes Mittel folgende Mallnahmen zu ergreifen:

a) Es nimmt unverziiglich einen verstirkten Praventionsaktionsplan fiir
die spezifischen negativen Auswirkungen an und setzt ihn um, in-
dem die Geschiftsbeziehungen in Bezug auf die betreffenden Tatig-
keiten voriibergehend ausgesetzt werden und so der Druck seitens
des Unternehmens genutzt oder erh6ht wird, sofern berechtigterweise
davon auszugehen ist, dass diese Bemiihungen erfolgreich sein wer-
den; der Aktionsplan enthilt fiir die Annahme und Umsetzung aller
darin enthaltenen Maflnahmen einen spezifischen und angemessenen
Zeitplan, innerhalb dessen das Unternehmen auch alternative Ge-
schéftspartner suchen kann;
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b) wenn berechtigterweise nicht davon auszugehen ist, dass diese Be-
miihungen erfolgreich sein wiirden, oder wenn die negativen Aus-
wirkungen durch die Umsetzung des verstdrkten Priventionsaktions-
plans nicht verhindert oder gemindert wurden, beendet es die Ge-
schiftsbezichung in Bezug auf die betreffenden Tétigkeiten, wenn
die potenziellen negativen Auswirkungen schwerwiegend sind.

Vor der voriibergehenden Aussetzung oder Beendigung der Geschéfts-
beziehung bewertet das Unternehmen, ob berechtigterweise davon aus-
gegangen werden kann, dass die dadurch verursachten negativen Aus-
wirkungen offensichtlich schwerwiegender ausfallen als die negativen
Auswirkungen, die nicht verhindert oder angemessen gemindert werden
konnten. Sollte dies der Fall sein, ist das Unternehmen nicht verpflich-
tet, die Geschéftsbeziehung auszusetzen oder zu beenden, und muss in
der Lage sein, der zustindigen Aufsichtsbehorde eine hinreichende Be-
griindung fiir diese Entscheidung vorzulegen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die ihrem Recht unterliegenden
Vertrdge im Einklang mit Unterabsatz 1 die Moglichkeit der voriiber-
gehenden Aussetzung oder der Beendigung der Geschiftsbeziehung vor-
sehen, es sei denn, es handelt sich um Vertrdge, zu deren Abschluss die
Parteien gesetzlich verpflichtet sind.

Entscheidet das Unternehmen, die Geschéftsbeziechung voriibergehend
auszusetzen oder zu beenden, so ergreift es MaBnahmen, um die Aus-
wirkungen der Aussetzung oder Beendigung zu verhindern, zu mindern
oder abzustellen, informiert den betroffenen Geschiftspartner in an-
gemessener Weise und iiberpriift diese Entscheidung fortlaufend.

Entscheidet das Unternehmen im Einklang mit dem vorliegenden Arti-
kel, die Geschiftsbeziehung nicht voriibergehend auszusetzen bzw. nicht
zu beenden, so iiberwacht das Unternehmen die potenziellen negativen
Auswirkungen und iberpriift regelméBig seine Entscheidung und ob
weitere geeignete Maflnahmen zur Verfiigung stehen.

Artikel 11

Behebung tatséichlicher negativer Auswirkungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternechmen geeignete
MaBnahmen ergreifen, um tatsdchliche negative Auswirkungen, die
nach Artikel 8 ermittelt wurden oder hétten ermittelt werden miissen,
im Einklang mit Artikel 9 und dem vorliegenden Artikel abzustellen.

Bei der Festlegung der in Unterabsatz 1 genannten geeigneten Malnah-
men wird Folgendes gebiihrend beriicksichtigt:

a) ob die tatsdchlichen negativen Auswirkungen lediglich vom Unter-
nehmen verursacht werden, ob sie vom Unternehmen gemeinsam mit
einem Tochterunternechmen oder einem Geschéftspartner durch
Handlungen oder Unterlassungen verursacht werden oder ob sie le-
diglich von einem Geschiftspartner des Unternehmens in der Akti-
vitdtskette verursacht werden;

b) ob die tatsdchlichen negativen Auswirkungen im Zuge der Ge-
schaftstatigkeit eines Tochterunternehmens, eines direkten Geschéfts-
partners oder eines indirekten Geschéftspartners eingetreten sind, und
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¢) ob das Unternechmen in der Lage ist, Einfluss auf den Geschifts-
partner zu nehmen, der die tatsdchlichen negativen Auswirkungen
allein oder gemeinsam mit anderen verursacht hat.

(2) Konnen die negativen Auswirkungen nicht sofort abgestellt wer-
den, so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Unternehmen das
Ausmal dieser Auswirkungen minimieren.

(3) Die Unternehmen sind verpflichtet, erforderlichenfalls die folgen-
den geeigneten MafBinahmen zu ergreifen:

a) Neutralisierung oder Minimierung des Ausmafles der negativen Aus-
wirkungen; diese Maflnahmen haben in einem angemessenen Ver-
hiltnis zum Schweregrad der negativen Auswirkungen und zur Be-
teiligung des Unternechmens an den negativen Auswirkungen zu
erfolgen;

b) unverziigliche Entwicklung und Umsetzung eines Korrekturmaf3nah-
menplans mit angemessenen und klar festgelegten Zeitplanen fiir die
Umsetzung geeigneter MaBnahmen und qualitativen wie quantitati-
ven Indikatoren fiir die Messung der Verbesserung, falls dies, weil
die negativen Auswirkungen nicht unmittelbar abgestellt werden
konnen, notwendig ist. die Unternehmen konnen ihre Aktionsplidne
in Zusammenarbeit mit Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakeholder-
Initiativen entwickeln; der Korrekturmafinahmenplan wird an die
Geschiftstitigkeit und die Aktivitdtskette der Unternehmen
angepasst;

c) Einholung vertraglicher Zusicherungen eines direkten Geschiftspart-
ners, dass er die Einhaltung des Verhaltenskodexes des Unterneh-
mens und erforderlichenfalls eines KorrekturmaBBnahmenplans sicher-
stellt, auch durch Einholung entsprechender vertraglicher Zusiche-
rungen von dessen Partnern, soweit deren Tétigkeiten Teil der Ak-
tivitdtskette des Unternehmens sind; werden solche vertraglichen Zu-
sicherungen erteilt, so findet Absatz 6 Anwendung;

d) Téatigung der erforderlichen finanziellen oder nichtfinanziellen Inves-
titionen bzw. Vornahme der erforderlichen Anpassungen oder Ver-
besserungen, etwa bei den Einrichtungen, Produktionsprozessen oder
anderen operativen Prozessen und bei der Infrastruktur;

e) Vornahme der erforderlichen Anpassungen oder Verbesserungen des
eigenen Geschiftsplans, der Gesamtstrategien und Geschaftstatigkeit
des Unternehmens, einschlieBlich der Beschaffungs-, Entwurfs- und
Vertriebspraxis;

f) Leistung gezielter und angemessener Unterstiitzung fiir ein KMU,
das ein Geschéiftspartner des Unternehmens ist, indem unter anderem
der Zugang zu Kapazititsaufbau, Schulungen oder die Modernisie-
rung von Managementsystemen bereitgestellt bzw. ermoglicht wer-
den, sofern dies angesichts der Ressourcen, des Wissens und der
Beschriankungen des KMU erforderlich ist, und indem gezielte und
angemessene finanzielle Unterstiitzung geleistet wird, beispielsweise
durch direkte Finanzierung, zinsgiinstige Darlehen, Garantien fiir die
fortgesetzte Beschaffung oder Unterstiitzung bei der Sicherstellung
von Finanzierung, sofern durch die Einhaltung des Verhaltenskode-
xes oder des Korrekturmafinahmenplans die Tragfédhigkeit des KMU
gefahrdet wiirde;
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g) Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen im Einklang mit dem
Unionsrecht, einschlieflich des Wettbewerbsrechts, auch um erfor-
derlichenfalls die Fahigkeit des Unternehmens zu verbessern, die
negativen Auswirkungen abzustellen oder ihr Ausmal zu minimie-
ren, insbesondere wenn keine anderen MaBinahmen geeignet oder
wirksam sind;

h) Leistung von Abhilfe nach Artikel 12.

(4)  Unternehmen koénnen erforderlichenfalls neben den in Absatz 3
aufgefiihrten Mafinahmen zusitzliche geeignete Maflnahmen ergreifen,
etwa die Verstdndigung mit einem Geschiftspartner hinsichtlich der
Erwartungen des Unternehmens in Bezug auf die Abstellung der tat-
sdchlichen negativen Auswirkungen oder der Minimierung ihres Aus-
mafles oder die Bereitstellung oder Ermoglichung des Zugangs zu Ka-
pazititsaufbau, Beratung, administrativer und finanzieller Unterstiitzung,
etwa Darlehen oder Finanzierung, wobei die Ressourcen, das Wissen
und die Beschriankungen des Geschiftspartners zu beriicksichtigen sind.

(5) Im Hinblick auf tatsdchliche negative Auswirkungen, die durch
die in Absatz 3 aufgefiihrten geeigneten Mafinahmen nicht abgestellt
oder in ihrem Ausmall angemessen minimiert werden konnten, kann
das Unternehmen vertragliche Zusicherungen von einem indirekten Ge-
schéftspartner einholen, um die Einhaltung des Verhaltenskodexes des
Unternehmens oder eines Korrekturmafinahmenplans zu erreichen. Wer-
den solche vertraglichen Zusicherungen erteilt, so findet Absatz 6 An-
wendung;

(6) Die in Absatz 3 Buchstabe ¢ und in Absatz 5 genannten vertrag-
lichen Zusicherungen miissen von geeigneten Mafinahmen zur Uberprii-
fung der Einhaltung flankiert werden. Zur Uberpriifung der Einhaltung
kann das Unternehmen eine Uberpriifung durch unabhingige Dritte,
einschlieBlich im Rahmen von Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakehol-
der-Initiativen, in Anspruch nehmen.

Erteilt ein KMU vertragliche Zusicherungen oder wird ein Vertrag mit
einem KMU geschlossen, so miissen die angewandten Bedingungen
fair, angemessen und diskriminierungsfrei sein. Das Unternehmen
muss ferner bewerten, ob die von einem KMU erteilten vertraglichen
Zusicherungen von in Absatz 3 Buchstabe f genannten geeigneten Mal3-
nahmen fir KMU begleitet werden sollten. Werden Mafinahmen zur
Uberpriifung der Einhaltung in Bezug auf KMU durchgefiihrt, so trigt
das Unternehmen die Kosten fiir die Uberpriifung durch unabhingige
Dritte. Wenn das KMU um Ubernahme zumindest eines Teils der Kos-
ten der Uberpriifung durch unabhingige Dritte ersucht oder wenn das
Unternechmen dem zustimmt, kann das KMU anderen Unternehmen die
Ergebnisse einer solchen Uberpriifung weitergeben.

(7)  Im Hinblick auf die in Absatz 1 genannten tatsédchlichen negati-
ven Auswirkungen, die durch in den Absidtzen 3, 5 und 6 festgelegte
Mafnahmen nicht abgestellt oder in ihrem Ausmaf} minimiert werden
konnten, ist das Unternechmen verpflichtet, als letztes Mittel mit dem
Geschiftspartner, in Verbindung mit dem bzw. von dessen Aktivitts-
kette die Auswirkungen ausgehen, keine neuen Beziehungen mehr ein-
zugehen bzw. bestehende Beziehungen nicht mehr auszubauen, und —
wenn das fiir ihre Beziehungen maf3igebende Recht dies vorsieht — als
letztes Mittel folgende Malinahmen zu ergreifen:
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a) Es nimmt unverziiglich einen verstirkten KorrekturmaBnahmenplan
fiir die spezifischen negativen Auswirkungen an und setzt ihn um,
etwa indem die Geschéftsbeziehungen in Bezug auf die betreffenden
Tatigkeiten voriibergehend ausgesetzt werden und so der Druck sei-
tens des Unternehmens genutzt oder erhoht wird, sofern berechtigter-
weise davon auszugehen ist, dass diese Bemiithungen erfolgreich sein
werden; der Aktionsplan enthilt fiir die Annahme und Umsetzung
aller darin enthaltenen Maflnahmen einen spezifischen und angemes-
senen Zeitplan, innerhalb dessen das Unternehmen auch alternative
Geschiftspartner suchen kann;

b) wenn berechtigterweise nicht davon auszugehen ist, dass die unter
Buchstabe a genannten Bemiihungen erfolgreich sein werden, oder
wenn die negativen Auswirkungen durch die Umsetzung des ver-
stiarkten KorrekturmaBBnahmenplans nicht abgestellt werden oder ihr
Ausmal nicht gemindert wird, beendet es die Geschéftsbeziehung in
Bezug auf die betreffenden Tatigkeiten, wenn die tatsdchlichen ne-
gativen Auswirkungen schwerwiegend sind.

Vor der voriibergehenden Aussetzung oder Beendigung einer Geschéfts-
beziehung bewertet das Unternehmen, ob berechtigterweise davon aus-
gegangen werden kann, dass die dadurch verursachten negativen Aus-
wirkungen offensichtlich schwerwiegender ausfallen werden als die ne-
gativen Auswirkungen, die nicht abgestellt werden konnten oder deren
AusmaB nicht angemessen minimiert werden konnte. Sollte dies der Fall
sein, ist das Unternehmen nicht verpflichtet, die Geschiftsbezichung
auszusetzen oder zu beenden, und muss in der Lage sein, der zustin-
digen Aufsichtsbehorde eine hinreichende Begriindung fiir diese Ent-
scheidung vorzulegen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die ihrem Recht unterliegenden
Vertrdge im Einklang mit Unterabsatz 1 die Mdglichkeit der voriiber-
gehenden Aussetzung oder der Beendigung der Geschiftsbeziehung vor-
sehen, es sei denn, es handelt sich um Vertrdge, zu deren Abschluss die
Parteien gesetzlich verpflichtet sind.

Entscheidet das Unternehmen, die Geschiftsbeziehung voriibergehend
auszusetzen oder zu beenden, so ergreift es MaBnahmen, um die Aus-
wirkungen der Aussetzung oder Beendigung zu verhindern, zu mindern
oder abzustellen, informiert den Geschéftspartner in angemessener
Weise und iiberpriift diese Entscheidung fortlaufend.

Entscheidet das Unternehmen im Einklang mit dem vorliegenden Arti-
kel, die Geschéftsbeziehung nicht voriibergehend auszusetzen bzw. nicht
zu beenden, so iiberwacht das Unternehmen die tatsdchlichen negativen
Auswirkungen und {iberpriift regelmifBig seine Entscheidung und ob
weitere geeignete Maflnahmen zur Verfiigung stehen.

Artikel 12

Abhilfe fiir tatséichliche negative Auswirkungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Unternechmen Abhilfe
leistet, wenn es eine tatsdchliche negative Auswirkung allein oder ge-
meinsam mit anderen verursacht hat.

(2)  Werden die tatsdchlichen negativen Auswirkungen lediglich vom
Geschiftspartner des Unternehmens verursacht, so kann das Unterneh-
men freiwillig Abhilfe leisten. Das Unternehmen kann auch seine Fahig-
keit nutzen, Einfluss auf den Geschéftspartner zu nehmen, der die ne-
gativen Auswirkungen verursacht, um so Abhilfe zu schaffen.
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Artikel 13

Sinnvolle Einbeziehung von Interessentrigern

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternechmen geeig-
nete Maflnahmen ergreifen, um die Interessentrdger im Einklang mit
dem vorliegenden Artikel wirksam einzubeziehen.

(2) Um die Konsultationen mit Interessentrdgern wirksam und trans-
parent zu gestalten, stellen Unternechmen den konsultierten Interessen-
trigern unbeschadet der Richtlinie (EU) 2016/943 erforderlichenfalls
sachdienliche und umfassende Informationen zur Verfiigung. Unbescha-
det der Richtlinie (EU) 2016/943 ist es den konsultierten Interessentra-
gern gestattet, ein begriindetes Ersuchen um relevante zusitzliche Infor-
mationen zu stellen, die das Unternehmen innerhalb einer angemessenen
Frist und in einem geeigneten und verstandlichen Format zur Verfiigung
stellt. Lehnt das Unternehmen ein Ersuchen um zusétzliche Informatio-
nen ab, so haben die konsultierten Interessentrdger Anspruch auf eine
schriftliche Begriindung fiir diese Ablehnung.

(3) Die Konsultation der Interessentrager erfolgt in folgenden Schrit-
ten im Rahmen des Verfahrens zur Erflillung der Sorgfaltspflicht:

a) Sammlung der erforderlichen Informationen iiber tatséchliche oder
potenzielle negative Auswirkungen, um negative Auswirkungen ge-
mal den Artikeln 8 und 9 zu ermitteln, zu bewerten und zu
priorisieren;

b) Entwicklung von Prédventions- und Korrekturmafnahmenpldnen ge-
mifl Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 11 Absatz 3 und Entwicklung
verstirkter Praventions- und KorrekturmaBnahmenpline gemifl Arti-
kel 10 Absatz 6 und Artikel 11 Absatz 7;

¢) Entscheidung, eine Geschiftsbezichung gemif3 Artikel 10 Absatz 6
und Artikel 11 Absatz 7 zu beenden oder auszusetzen;

d) Annahme geeigneter AbhilfemaBBnahmen fiir negative Auswirkungen
gemdl Artikel 12;

e) gegebenentfalls die Entwicklung qualitativer und quantitativer Indika-
toren fiir die gemaB Artikel 15 erforderliche Uberwachung.

(4)  Ist es nach verniinftigem Ermessen nicht moglich, die Interessen-
trager wirksam einzubeziehen, soweit dies zur Erfiillung der Anforde-
rungen der vorliegenden Richtlinie erforderlich ist, so konsultieren die
Unternehmen zusétzlich Sachverstdndige, die glaubwiirdige Erkennt-
nisse iiber tatsdchliche oder potenzielle negative Auswirkungen geben
konnen.

(5) Bei der Konsultation von Interessentrigern ermitteln die Unter-
nehmen Hindernisse fiir ihre Einbeziehung, gehen diese an und stellen
sicher, dass die Teilnehmer nicht Opfer von Repressalien oder Revanche
sind, unter anderem durch Wahrung der Vertraulichkeit und Anony-
mitét.
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(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es den Unternechmen ge-
stattet ist, die in dem vorliegenden Artikel festgelegten Verpflichtungen
erforderlichenfalls im Rahmen von Industrieinitiativen bzw.
Multi-Stakeholder-Initiativen zu erfiillen, sofern die Konsultationsver-
fahren die in dem vorliegenden Artikel festgelegten Anforderungen er-
fiillen. Der Riickgriff auf Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakeholder-
Initiativen allein reicht nicht aus, um der Verpflichtung zur Konsultation
der Beschiftigten des Unternehmens und ihrer Vertreter nachzukom-
men.

(7)  Die Einbeziehung Beschiftigter und ihrer Vertreter ldsst die ein-
schldgigen Rechtsvorschriften der Union und der Mitgliedstaaten im
Bereich Beschéftigung und soziale Rechte sowie geltende Tarifvertrige
unberiihrt.

Artikel 14

Meldemechanismus und Beschwerdeverfahren

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternechmen den in
Absatz 2 aufgefiihrten Personen und Stellen die Moglichkeit einrdumen,
Beschwerden an die jeweiligen Unternehmen zu richten, wenn diese
Personen oder Stellen berechtigte Bedenken hinsichtlich tatsdchlicher
oder potenzieller negativer Auswirkungen der Geschéftstitigkeit des
Unternehmens selbst, der Geschéftstitigkeit seiner Tochterunternehmen
oder der Geschéftstitigkeit seiner Geschiftspartner in der Aktivitétskette
der Unternechmen haben.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Beschwerden einge-
reicht werden kdnnen von

a) natiirlichen oder juristischen Personen, die betroffen sind oder be-
rechtigten Grund zu der Annahme haben, dass sie von negativen
Auswirkungen betroffen sein kénnten, sowie den rechtméaBigen Ver-
tretern dieser Personen, die in ihrem Namen handeln, wie etwa Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger,

b) Gewerkschaften und anderen Arbeitnehmervertretern, die in der
betreffenden Aktivitdtskette titige natiirliche Personen vertreten, und

c) Organisationen der Zivilgesellschaft, die in verwandten Bereichen
titig sind und iiber Erfahrung in diesen Bereichen verfiigen, wenn
negative Auswirkungen auf die Umwelt Gegenstand der Beschwerde
sind.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen ein gerech-
tes, Offentlich verfiigbares, zugéngliches, berechenbares und transparen-
tes Verfahren fiir die Bearbeitung von Beschwerden nach Absatz 1
einrichten, einschlieBlich eines Verfahrens, wenn das Unternehmen die
Beschwerde fiir unbegriindet erachtet, und sie unterrichten die Vertreter
und Gewerkschaften der betroffenen Arbeitnehmer iiber dieses Verfah-
ren. Unternehmen ergreifen die nach verniinftigem Ermessen zur Ver-
fligung stehenden MaBnahmen, um jegliche Form von Repressalien zu
verhindern, indem sie im Einklang mit dem nationalen Recht gewihr-
leisten, dass die Identitdt der Person oder Organisation, die die Be-
schwerde einreicht, vertraulich behandelt wird. Wenn Informationen
weitergegeben werden miissen, hat dies auf eine Weise zu geschehen,
die die Sicherheit des Beschwerdefiihrers nicht gefahrdet, auch durch
die Nichtoffenlegung seiner Identitét.
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Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei einer begriindeten Be-
schwerde die negativen Auswirkungen, die Gegenstand der Beschwerde
sind, als im Sinne von Artikel 8 ermittelt gelten, und dass das Unter-
nehmen geeignete MalBnahmen nach den Artikeln 10, 11 und 12
ergreift.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Beschwerdefiihrer berech-
tigt sind,

a) angemessene FolgemaBinahmen zu der Beschwerde von dem Unter-
nehmen, bei dem sie eine Beschwerde gemdll Absatz 1 eingereicht
haben, zu fordern;

b) Vertreter des Unternehmens auf geeigneter Ebene zu treffen, um
tatsdchliche oder potenzielle schwerwiegende negative Auswirkun-
gen, die Gegenstand der Beschwerde sind, und potenzielle Abhilfe-
mafBnahmen im Einklang mit Artikel 12 zu erdrtern;

¢) vom Unternehmen die Begriindung, warum eine Beschwerde als
begriindet oder unbegriindet erachtet wurde, und — sofern sie als
begriindet erachtet wurde — Informationen iiber die Schritte und
MafBnahmen, die unternommen wurden oder werden sollen, zu
erhalten.

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternechmen einen
zuginglichen Mechanismus fiir die Ubermittlung von Meldungen durch
Personen und Stellen einrichten, wenn Letztere Informationen oder Be-
denken hinsichtlich tatsdchlicher oder potenzieller negativer Auswirkun-
gen der Geschiftstétigkeit des Unternehmens, der Geschéftstitigkeit sei-
ner Tochterunternehmen und der Geschiéftstitigkeit seiner Geschéftspart-
ner in der Aktivititskette der Unternehmen haben.

Mit dem Mechanismus wird sichergestellt, dass Meldungen entweder
anonym oder vertraulich im Einklang mit nationalem Recht erfolgen
konnen. Unternehmen ergreifen die nach verniinftigem Ermessen zur
Verfligung stehenden Maflnahmen, um jegliche Form von Repressalien
zu verhindern, indem sie im Einklang mit dem nationalen Recht ge-
wihrleisten, dass die Identitdt der Person oder Stelle, die die Meldung
vornimmt, vertraulich behandelt wird. Das Unternechmen kann die Per-
sonen oder Stellen, die Meldungen vornehmen, erforderlichenfalls tiber
die ergriffenen oder zu ergreifenden Schritte und MalBnahmen
informieren.

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen die in Ab-
satz 1, Absatz 3 Unterabsatz 1 und Absatz 5 festgelegten Verpflichtun-
gen erfiillen kdnnen, indem sie sich an gemeinsamen Beschwerdever-
fahren und Meldemechanismen beteiligen, einschlieBlich solcher, die
von Unternechmen iiber Industrieverbande, Multi-Stakeholder-Initiativen
oder globale Rahmenvereinbarungen gemeinsam eingerichtet werden,
sofern solche gemeinsamen Verfahren und Mechanismen die in diesem
Artikel festgelegten Anforderungen erfiillen.

(7) Die Einreichung einer Mitteilung oder Beschwerde nach dem
vorliegenden Artikel ist keine Voraussetzung dafiir und schlieit nicht
aus, dass die sie einreichenden Personen Zugang zu den Verfahren nach
den Artikeln 26 und 29 oder zu anderen auBergerichtlichen Verfahren
haben.
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Artikel 15

Uberwachung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternehmen regelméBig
Bewertungen ihrer eigenen Geschéftstatigkeit und MaBnahmen sowie
jener ihrer Tochterunternehmen und — sofern sie mit den Aktivitits-
ketten des Unternehmens in Verbindung stehen — jener ihrer Geschéfts-
partner durchfiihren, um die Umsetzung zu bewerten und die Angemes-
senheit und Wirksamkeit der Ermittlung, Verhinderung, Minderung,
Abstellung und Minimierung des Ausmafles der negativen Auswirkun-
gen zu iiberwachen. Diese Bewertungen stiitzen sich, sofern angemes-
sen, auf qualitative und quantitative Indikatoren und werden unverziig-
lich nach Eintreten einer wesentlichen Anderung, mindestens jedoch alle
12 Monate, durchgefiihrt; sie werden auch dann durchgefiihrt, wenn die
begriindete Annahme besteht, dass neue Risiken des Eintretens dieser
negativen Auswirkungen entstehen konnen. Sofern angemessen, werden
die Strategie zur Erfiillung der Sorgfaltspflicht, die ermittelten negativen
Auswirkungen und die daraus abgeleiteten geeigneten MaBBnahmen nach
Malgabe der Ergebnisse dieser Bewertungen und unter gebiihrender
Beriicksichtigung einschldgiger Informationen von Interessentrdgern
aktualisiert.

Artikel 16

Kommunikation

(1)  Unbeschadet der Ausnahme nach Absatz 2 des vorliegenden Ar-
tikels stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Unternechmen zu den unter
diese Richtlinie fallenden Angelegenheiten Bericht erstatten, indem sie
auf ihrer Website jahrlich eine Erklarung verdffentlichen. Diese jahr-
liche Erklarung wird wie folgt verdffentlicht:

a) in mindestens einer der Amtssprachen der Union, die im Mitglied-
staat der gemdlB Artikel 24 benannten Aufsichtsbehorde verwendet
wird, und, sofern es sich bei keiner davon um eine in der interna-
tionalen Geschiftswelt gebrduchliche Verkehrssprache handelt, in
einer solchen Sprache;

b) innerhalb eines angemessenen Zeitraums, spitestens jedoch 12 Mo-
nate nach dem Bilanzstichtag des Geschiftsjahres, auf das sich die
Erklarung bezieht, oder im Falle von Unternehmen, die freiwillig
gemil der Richtlinie 2013/34/EU Bericht erstatten, spitestens bis
zum Tag der Offenlegung des Jahresabschlusses.

Im Falle eines Unternehmens, das nach den Rechtsvorschriften eines
Drittlandes gegriindet wurde, muss die Erkliarung auch die Angaben
nach Artikel 23 Absatz 2 iiber den Bevollméachtigten des Unternehmens
enthalten.

(2) Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt nicht fiir Unternehmen,
die den Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung gemaf
den Artikeln 19a, 29a oder 40a der Richtlinie 2013/34/EU unterliegen,
einschlieBlich Unternehmen, die gemiB3 Artikel 19a Absatz 9 oder Ar-
tikel 29a Absatz 8 der genannten Richtlinie ausgenommen sind.
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(3) Die Kommission nimmt bis zum 31. Mérz 2027 delegierte
Rechtsakte im Einklang mit Artikel 34 zur Ergénzung dieser Richtlinie
an, wobei sie den Inhalt und die Kriterien fiir die Berichterstattung
gemil Absatz 1 und insbesondere festlegt, welche hinreichend detail-
lierten Angaben zur Beschreibung der Sorgfaltspflicht, zu ermittelten
tatsdchlichen und potenziellen negativen Auswirkungen und zu den in
Bezug auf diese Auswirkungen ergriffenen geeigneten MalBlnahmen zu
machen sind. Bei der Ausarbeitung dieser delegierten Rechtsakte tragt
die Kommission den gemidfl den Artikeln 29b und 40b der Richtlinie
2013/34/EU angenommenen Standards fiir die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung gebiihrend Rechnung und passt sie gegebenenfalls an sie an.

Bei der Annahme der in Unterabsatz 1 genannten delegierten Rechtsakte
stellt die Kommission sicher, dass es bei den Berichtspflichten fiir die in
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii genannten Unternehmen, die
Berichtspflichten gemél Artikel 4 der Verordnung (EU) 2019/2088 un-
terliegen, nicht zu Uberschneidungen kommt, wobei sie die in dieser
Richtlinie festgelegten Mindestverpflichtungen in vollem Umfang auf-
rechterhalt.

Artikel 17

Zuginglichkeit von Informationen im zentralen européischen
Zugangsportal

(1) Die Mitgliedstaaten stellen ab dem 1. Januar 2029 sicher, dass die
Unternehmen die in Artikel 16 Absatz 1 dieser Richtlinie genannte
jahrliche Erkldrung gleichzeitig mit ihrer Ver6ffentlichung an die in
Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannte Sammelstelle {ibermitteln,
damit diese Informationen im zentralen europdischen Zugangsportal
(European Single Access Point, ESAP), das gemdB der Verordnung
(EU) 2023/2859 eingerichtet wird, zugénglich gemacht werden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in der jéhrlichen Erkldrung
gemifl Unterabsatz 1 enthaltenen Informationen die folgenden Anforde-
rungen erfiillen:

a) Sie werden in einem datenextrahierbaren Format im Sinne von Ar-
tikel 2 Nummer 3 der Verordnung (EU) 2023/2859 oder, sofern nach
Unionsrecht oder nationalem Recht vorgeschrieben, in einem ma-
schinenlesbaren Format geméaf Artikel 2 Nummer 4 der genannten
Verordnung iibermittelt;

b) sie enthalten die folgenden Metadaten:

i) alle Namen des Unternehmens, auf das sich die Informationen
beziehen;

ii) die Rechtstragerkennung des Unternechmens gemal3 Artikel 7 Ab-
satz 4 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2023/2859;

iii) die GroBenklasse des Unternehmens gemdBl Artikel 7 Absatz 4
Buchstabe d der Verordnung (EU) 2023/2859;

iv) die Branche bzw. die Branchen der wirtschaftlichen Tatigkeiten
des Unternehmens gemif Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe e der
Verordnung (EU) 2023/2859;
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v) die Art der Informationen gemaB3 Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe ¢
der Verordnung (EU) 2023/2859;

vi) eine Angabe, ob die Informationen personenbezogene Daten
enthalten.

(2) Fir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass sich Unternehmen eine Rechtstrigerkennung
ausstellen lassen.

(3) Damit die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Informationen
im ESAP zuginglich gemacht werden, benennen die Mitgliedstaaten bis
zum 31. Dezember 2028 mindestens eine Sammelstelle im Sinne von
Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2023/2859 und teilen dies
der Europdischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde mit.

(4) Um die effiziente Sammlung und Verwaltung der geméll Absatz 1
tibermittelten Informationen sicherzustellen, wird der Kommission die
Befugnis iibertragen, Durchfithrungsmainahmen zu erlassen, um Fol-
gendes festzulegen:

a) etwaige sonstige Metadaten, die den Informationen beizufiigen sind,

b) die Strukturierung der Daten in den Informationen und

¢) fiir welche Informationen ein maschinenlesbares Format erforderlich
und welches maschinenlesbare Format in diesen Féllen zu verwen-
den ist.

Artikel 18

Mustervertragsklauseln

Um die Unternehmen bei der Einhaltung von Artikel 10 Absatz 2 Buch-
stabe b und Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe ¢ zu unterstiitzen, nimmt die
Kommission in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten und Interessentra-
gern bis zum 26. Januar 2027 Leitlinien zu freiwilligen Mustervertrags-
klauseln an.

Artikel 19

Leitlinien

(1) »C1 Die Kommission gibt in Abstimmung mit den Mitglied-
staaten und Interessentrdgern, der Agentur der Europdischen Union fiir
Grundrechte, der Europdischen Umweltagentur, der Europdischen Ar-
beitsbehorde und erforderlichenfalls mit internationalen Organisationen
und anderen Gremien, die iiber Fachwissen im Bereich der Sorgfalts-
pflicht verfiigen, Leitlinien — einschlieSlich allgemeiner Leitlinien und
Leitlinien « fiir bestimmte Branchen oder in Bezug auf spezifische
negative Auswirkungen — heraus, um die Unternehmen bei der Erfiil-
lung ihrer Sorgfaltspflichten oder die Behérden der Mitgliedstaaten bei
der Bewertung, wie Unternehmen ihre Sorgfaltspflichten erfiillen, in der
Praxis zu unterstiitzen und um die Interessentridger zu unterstiitzen.

(2) Die nach Absatz 1 herauszugebenden Leitlinien haben Folgendes
zu umfassen:
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a) Leitlinien und bewihrte Verfahren fiir die Erfillung der Sorgfalts-
pflicht im Einklang mit den Verpflichtungen nach den Artikeln 5 bis
16, insbesondere das Ermittlungsverfahren nach Artikel 8, die Prio-
risierung der Auswirkungen nach Artikel 9, geeignete MaBnahmen
zur Anpassung der Beschaffungspraktiken nach Artikel 10 Absatz 2
und Artikel 11 Absatz 3, einen verantwortungsvollen Riickzug nach
Artikel 10 Absatz 6 und Artikel 11 Absatz 7, geeignete Abhilfemal3-
nahmen gemidf Artikel 12, und hinsichtlich der Ermittlung und Ein-
beziehung von Interessentrdgern gemafl Artikel 13, auch iiber den
Meldemechanismus bzw. das Beschwerdeverfahren nach Artikel 14;

b) praktische Leitlinien fiir den Ubergangsplan gemiB Artikel 22;

c) sektorspezifische Leitlinien;

d) Leitlinien fiir die Bewertung von Risikofaktoren auf Unternehmens-
ebene, Risikofaktoren der Geschiftstitigkeiten, geografischen und
kontextbezogenen Risikofaktoren, Risikofaktoren der Produkte und
Dienstleistungen sowie branchenspezifischen Risikofaktoren, ein-
schlieBlich der Risikofaktoren im Zusammenhang mit Konflikt-
und Hochrisikogebieten;

e) Verweise auf Daten und Informationsquellen, die fiir die Einhaltung
der Verpflichtungen aus der vorliegenden Richtlinie zur Verfiigung
stehen, sowie auf digitale Instrumente und Technologien, die die
Einhaltung erleichtern und unterstiitzen kdnnten;

f) Informationen dariiber, wie im Einklang mit dem Schutz von Ge-
schiftsgeheimnissen gemil Artikel 5 Absatz 3 und dem Schutz vor
moglichen Repressalien und Revanche gemd3 Artikel 13 Absatz 5
Ressourcen und Informationen zwischen Unternehmen und anderen
juristischen Personen zum Zwecke der Einhaltung der gemif der
vorliegenden Richtlinie erlassenen nationalen Rechtsvorschriften aus-
getauscht werden konnen;

g) Informationen fiir Interessentrdger und ihre Vertreter dariiber, wie sie
sich wihrend des gesamten Verfahrens zur Erfiillung der Sorgfalts-
pflicht einbringen koénnen.

(3) Die Leitlinien nach Absatz 2 Buchstaben a, d und e werden bis
zum 26. Januar 2027 zur Verfiigung gestellt. Die Leitlinien nach Ab-
satz 2 Buchstaben b, f und g werden bis zum 26. Juli 2027 zur Ver-
fligung gestellt.

(4) Die im vorliegenden Artikel genannten Leitlinien werden in allen
Amtssprachen der Union zur Verfiigung gestellt. Die Kommission iiber-
priift die Leitlinien regelméBig und passt sie erforderlichenfalls an.
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Artikel 20

Begleitmafinahmen

(1) Die Mitgliedstaaten richten einzeln oder gemeinsam spezielle
Websites, Plattformen oder Portale ein und betreiben diese, um Unter-
nehmen, deren Geschiftspartner und Interessentrdger zu informieren und
zu unterstiitzen. In diesem Zusammenhang sind KMU, die den Aktivi-
titsketten von Unternchmen angehéren, besonders zu beriicksichtigen.
Diese Websites, Plattformen oder Portale bieten insbesondere Zugang zu

a) dem Inhalt und den Kriterien fiir die Berichterstattung, wie sie von
der Kommission in den gemiB Artikel 16 Absatz 3 erlassenen de-
legierten Rechtsakten festgelegt sind,

b) den Leitlinien der Kommission zu freiwilligen Mustervertragsklau-
seln nach Artikel 18 und den Leitlinien, die sie gemdB3 Artikel 19
herausgibt,

¢) dem zentralen Helpdesk gemdBl Artikel 21 und

d) Informationen fiir Interessentrager und ihre Vertreter dariiber, wie sie
sich wihrend des gesamten Verfahrens zur Erfiillung der Sorgfalts-
pflicht einbringen kdnnen.

(2)  Unbeschadet der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen konnen die
Mitgliedstaaten KMU finanziell unterstiitzen. Die Mitgliedstaaten kon-
nen auch Interessentrdger unterstiitzen, um ihnen die Ausiibung der in
der vorliegenden Richtlinie festgelegten Rechte zu erleichtern.

(3) Die Kommission kann auf der Grundlage bestehender Mafnah-
men der Union zur Unterstiitzung der Sorgfaltspflicht in der Union und
in Drittlindern die Unterstiitzungsmafinahmen der Mitgliedstaaten er-
ginzen und neue Maflnahmen ausarbeiten, darunter zur Erleichterung
von Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakeholder-Initiativen, um die Un-
ternehmen bei der Erflillung ihrer Verpflichtungen zu unterstiitzen.

(4)  Unternehmen konnen sich unbeschadet der Artikel 25, 26 und 29
an Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakeholder-Initiativen beteiligen, um
die Erfillung der Verpflichtungen nach den Artikeln 7 bis 16 zu unter-
stiitzen, insofern diese Initiativen geeignet sind, die Erfiillung dieser
Verpflichtungen zu unterstiitzen. Insbesondere kdnnen Unternchmen
nach Bewertung ihrer Angemessenheit einschldgige Risikoanalysen,
die im Rahmen von Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakeholder-Initiati-
ven oder von Mitgliedern dieser Initiativen durchgefiihrt wurden, nutzen
oder sich daran beteiligen und iiber diese Initiativen wirksame angemes-
sene Maflnahmen ergreifen oder sich daran beteiligen. Dabei iiber-
wachen die Unternehmen die Wirksamkeit dieser Maflnahmen und er-
greifen erforderlichenfalls weiterhin geeignete Mainahmen, um die Er-
fiillung ihrer Verpflichtungen sicherzustellen.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten konnen die Verbreitung von
Informationen iiber solche Initiativen und deren Ergebnis erleichtern.
Die Kommission gibt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Leit-
linien zur Festlegung von Eignungskriterien und einer Methode, mit der
Unternehmen die Eignung von Industrieinitiativen bzw. Multi-Stakehol-
der-Initiativen bewerten sollen, heraus.
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(5) »C1 Unternechmen konnen unbeschadet der Artikel 25, 26 und
29 Uberpriifungen durch unabhiingige Dritte iiber und von Unternechmen
in ihrer Aktivititskette in Anspruch nehmen, um die Erfiillung der
Sorgfaltspflichten zu unterstiitzen, soweit diese Uberpriifung geeignet
ist, um die Erfiillung der einschligigen Verpflichtungen zu
unterstiitzen. € Die Uberpriifung durch unabhingige Dritte kann auch
von anderen Unternehmen oder einer Industrieinitiative bzw.
Multi-Stakeholder-Initiative durchgefiihrt werden. Mit der unabhéngigen
Uberpriifung betraute Dritte miissen objektiv und véllig unabhingig
vom Unternehmen handeln, frei von jeglichen Interessenkonflikten sein,
frei von jedweder direkten oder indirekten duBleren Einflussnahme sein
und jede Handlung unterlassen, die mit ihrer Unabhingigkeit unverein-
bar ist. Je nach Art der negativen Auswirkungen miissen sie iiber Er-
fahrung und Kompetenz in Umwelt- oder Menschenrechtsfragen ver-
fiigen, und sie miissen fiir die Qualitit und Zuverlissigkeit ihrer Uber-
priifung verantwortlich sein.

Die Kommission gibt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Leit-
linien zur Festlegung von Eignungskriterien und einer Methode, mit der
Unternehmen die Eignung von mit der unabhingigen Uberpriifung be-
trauten Dritten bewerten sollen, und Leitlinien fiir die Uberwachung der
Richtigkeit, der Wirksamkeit und der Integritdt der von Dritten durch-
gefiihrten Uberpriifung heraus.

Artikel 21
Zentraler Helpdesk

(1) Die Kommission richtet einen zentralen Helpdesk ein, iiber den
Unternehmen Informationen, Leitlinien und Unterstiitzung mit Blick auf
die Erfillung ihrer in dieser Richtlinie festgelegten Verpflichtungen an-
fordern konnen.

(2) Die zustindigen nationalen Behdrden in jedem Mitgliedstaat ar-
beiten mit dem zentralen Helpdesk zusammen, um bei der gezielten
Anpassung der Informationen und Leitlinien an den jeweiligen nationa-
len Kontext und bei der Verbreitung dieser Informationen und Leitlinien
zu helfen.

Artikel 22

Eindimmung des Klimawandels

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 2 Absatz 1
Buchstaben a, b und ¢ und in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢
genannten Unternehmen einen Ubergangsplan zur Einddmmung des
Klimawandels annehmen und umsetzen, mit dem gewéhrleistet werden
soll, dass sie ihr Geschéftsmodell und ihre Strategie nach besten Kriften
mit dem Ubergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft und der Begrenzung
der Erderwirmung auf 1,5 °C, wie im Ubereinkommen von Paris fest-
geschrieben, sowie mit dem Ziel, Klimaneutralitdt zu erreichen, wie in
der Verordnung (EU) 2021/1119 vorgesehen, in Einklang bringen, und
darin ihre Klimazwischenziele und das Ziel der Klimaneutralitdt bis
2050 sowie erforderlichenfalls die Exposition des Unternehmens gegen-
iiber Titigkeiten mit Bezug zu Kohle, Ol und Gas angeben.
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Die Gestaltung des Plans zur Minderung der Folgen des Klimawandels
nach Unterabsatz 1 muss Folgendes enthalten:

a) auf schliissigen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende zeit-
gebundene Zielvorgaben im Zusammenhang mit dem Klimawandel
fiir das Jahr 2030 und in Fiinfjahresschritten bis 2050 und — sofern
zweckméBig — absolute Zielvorgaben fiir die Verringerung der
Treibhausgasemissionen fiir Scope-1-, Scope-2- und Scope-3-Treib-
hausgasemissionen fiir jede erhebliche Kategorie;

b) eine Beschreibung der ermittelten Dekarbonisierungsfaktoren und der
geplanten wichtigsten Mallnahmen zur Erreichung der in Buch-
stabe a genannten Ziele, erforderlichenfalls einschlieflich der Ande-
rungen des Produkt- und Dienstleistungsportfolios des Unternehmens
und der Einfiihrung neuer Technologien;

¢) eine Erlduterung und Quantifizierung der Investitionen und Finanz-
mittel zur Unterstiitzung der Umsetzung des Plans zur Minderung
der Folgen des Klimawandels und

d) eine Beschreibung der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Auf-
sichtsorgane im Zusammenhang mit dem P C1 Ubergangsplan zur
Einddimmung des Klimawandels <.

(2)  Bei Unternehmen, die einen »C1 Ubergangsplan zur Eindim-
mung des Klimawandels « im Einklang mit den Artikeln 19a, 29a bzw.
40a der Richtlinie 2013/34/EU vorlegen, wird davon ausgegangen, dass
sie die Verpflichtung zur Annahme eines Plans zur Minderung der
Folgen des Klimawandels gemdB Absatz 1 des vorliegenden Artikels
erfiillt haben.

Bei Unternehmen, die in dem im Einklang mit Artikel 29a bzw. Ar-
tikel 40a der Richtlinie 2013/34/EU vorgelegten »C1 Ubergangsplan
zur Einddmmung des Klimawandels « ihres Mutterunternechmens ent-
halten sind, wird davon ausgegangen, dass sie die Anforderung zur
Annahme eines Plans zur Minderung der Folgen des Klimawandels
gemill Absatz 1 des vorliegenden Artikels erfiillt haben.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der in Absatz 1 genannte
»C1 Ubergangsplan zur Einddmmung des Klimawandels « alle
12 Monate aktualisiert wird und eine Beschreibung der Fortschritte
enthilt, die das Unternehmen bei der Erreichung der in Absatz 1 Unter-
absatz 2 Buchstabe a genannten Zielvorgaben erzielt hat.

Artikel 23

Bevollméchtigter

(1) Die Mitgliedstaaten fordern, dass ein in Artikel 2 Absatz 2 ge-
nanntes Unternehmen, das in einem Mitgliedstaat tétig ist, als seinen
Bevollméchtigten eine natiirliche oder juristische Person benennt, die in
einem der Mitgliedstaaten, in dem das Unternehmen tétig ist, nieder-
gelassen oder ansidssig ist. Die Benennung ist giiltig, wenn sie vom
Bevollméchtigten angenommen wird.
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(2) Die Mitgliedstaaten fordern, dass der Bevollméchtigte oder das
Unternehmen den Namen, die Anschrift, die E-Mail-Adresse und die
Telefonnummer des Bevollmichtigten einer Aufsichtsbehdrde in dem
Mitgliedstaat, in dem der Bevollméchtigte anséssig oder niedergelassen
ist, und — sofern es sich um unterschiedliche Mitgliedstaaten handelt —
der zustindigen Aufsichtsbehdrde gemél Artikel 24 Absatz 3 meldet.
Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass der Bevollméchtigte verpflichtet
ist, einer Aufsichtsbehdrde auf Ersuchen eine Abschrift der Benennung
in einer Amtssprache eines Mitgliedstaats vorzulegen.

(3) Die Mitgliedstaaten fordern, dass der Bevollméchtigte oder das
Unternehmen einer Aufsichtsbehdrde des Mitgliedstaats, in dem der
Bevollméchtigte niedergelassen oder ansdssig ist, und — sofern es
sich um unterschiedliche Mitgliedstaaten handelt — der zustdndigen
Aufsichtsbehorde gemiB Artikel 24 Absatz 3 mitteilt, dass es sich bei
dem Unternehmen um ein Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Ab-
satz 2 handelt.

(4) Die Mitgliedstaaten fordern, dass jedes Unternehmen seinen Be-
vollméchtigten erméchtigt, Mitteilungen von den Aufsichtsbehorden in
allen Belangen zu empfangen, die fiir die Einhaltung und Durchsetzung
der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie not-
wendig sind. Die Unternehmen sind verpflichtet, ihren Bevollméchtigten
mit den erforderlichen Befugnissen und Ressourcen fiir die Zusammen-
arbeit mit den Aufsichtsbehdrden auszustatten.

(5) Kommt das in Artikel 2 Absatz 2 genannte Unternehmen den im
vorliegenden Artikel festgelegten Verpflichtungen nicht nach, so sind
alle Mitgliedstaaten, in denen dieses Unternehmen tdtig ist, dafiir zu-
standig, die Erfiillung dieser Verpflichtungen im Einklang mit ihrem
nationalen Recht durchzusetzen. Ein Mitgliedstaat, der beabsichtigt,
die in diesem Artikel festgelegten Verpflichtungen durchzusetzen, teilt
dies den Aufsichtsbehdrden iiber das gemill Artikel 28 eingerichtete
europdische Netz der Aufsichtsbehorden mit, damit die Durchsetzung
nicht durch andere Mitgliedstaaten erfolgt.

Artikel 24
Aufsichtsbehorden

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere Aufsichts-
behorde(n), die fiir die Uberwachung der Einhaltung der Verpflichtun-
gen aus den nach Artikel 7 bis 16 und Artikel 22 angenommenen
nationalen Rechtsvorschriften zustidndig ist bzw. sind.

(2) Fir das in Artikel 2 Absatz 1 genannte Unternehmen ist die
zustidndige Aufsichtsbehdrde die Aufsichtsbehorde des Mitgliedstaats,
in dem das Unternehmen seinen Sitz hat.

(3) Fir das in Artikel 2 Absatz 2 genannte Unternehmen ist die
zustdndige Aufsichtsbehorde die Aufsichtsbehorde des Mitgliedstaats,
in dem das Unternehmen eine Zweigstelle hat. Hat das Unternehmen
keine Zweigstelle in einem Mitgliedstaat oder hat es Zweigstellen in
verschiedenen Mitgliedstaaten, so ist die zustdndige Aufsichtsbehorde
die Aufsichtsbehorde des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen in
dem Geschiftsjahr vor dem letzten abgeschlossenen Geschiftsjahr, das
dem in Artikel 37 genannten Zeitpunkt oder dem Zeitpunkt, zu dem das
Unternehmen erstmals die Kriterien nach Artikel 2 Absatz 2 erfiillt,
vorausgeht, je nachdem welcher Zeitpunkt der spétere ist, den groBten
Teil seines Nettoumsatzes in der Union erzielt hat.
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Ein Unternehmen nach Artikel 2 Absatz 2 kann auf der Grundlage einer
Anderung der Umstinde, die dazu fiihrt, dass der groBte Teil des Um-
satzes in der Union in einem anderen Mitgliedstaat erzielt wird, einen
hinreichend begriindeten Antrag auf einen Wechsel der Aufsichts-
behorde, die in Bezug auf dieses Unternehmen fiir die Regulierung
der unter diese Richtlinie fallenden Angelegenheiten zustindig ist,
stellen.

(4)  Erfiillt ein Mutterunternehmen die sich aus der vorliegenden
Richtlinie ergebenden Verpflichtungen gemil3 Artikel 6 im Namen sei-
ner Tochterunternehmen, so arbeitet die fiir die Muttergesellschaft zu-
stindige Aufsichtsbehdrde mit der fiir das Tochterunternehmen zustén-
digen Aufsichtsbehorde zusammen, die weiterhin dafiir zustindig ist,
sicherzustellen, dass das Tochterunternehmen der Ausiibung der Befug-
nisse nach Artikel 25 unterliegt. In diesem Zusammenhang erleichtert
das nach Artikel 28 eingerichtete europdische Netz der Aufsichtsbehor-
den die erforderliche Zusammenarbeit, Koordinierung und Leistung von
Amtshilfe gemi Artikel 28.

(5) Benennt ein Mitgliedstaat mehr als eine Aufsichtsbehorde, so
stellt er sicher, dass die jeweiligen Zustidndigkeiten dieser Aufsichts-
behorden klar geregelt sind und dass sie eng und wirksam
zusammenarbeiten.

(6) Die Mitgliedstaaten konnen die fiir die Uberwachung beaufsich-
tigter Finanzunternehmen benannten Behorden auch als Aufsichtsbehor-
den fiir die Zwecke dieser Richtlinie benennen.

(7)  Bis zum 26. Juli 2026 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission
die Namen und Kontaktdaten der nach diesem Artikel benannten Auf-
sichtsbehorden sowie deren jeweilige Zustindigkeiten mit, sofern meh-
rere Aufsichtsbehdrden benannt wurden. Sie unterrichten die Kommis-
sion iiber jede diesbeziigliche Anderung.

(8) Die Kommission verdffentlicht unter anderem auf ihrer Website
ein Verzeichnis der Aufsichtsbehdrden und, wenn es in einem Mitglied-
staat mehrere Aufsichtsbehorden gibt, die jeweiligen Zustindigkeiten
dieser Behorden im Zusammenhang mit der vorliegenden Richtlinie.
Die Kommission aktualisiert das Verzeichnis regelméBig auf der Grund-
lage der von den Mitgliedstaaten iibermittelten Informationen.

(9) Die Mitgliedstaaten gewdhrleisten die Unabhéngigkeit der Auf-
sichtsbehorden und sorgen dafiir, dass sie und alle Personen, die fiir sie
arbeiten bzw. fiir sie gearbeitet haben, sowie von ihr beauftragte Wirt-
schaftspriifer, Sachverstindige und alle anderen von ihr beauftragten
Personen, ihre Befugnisse unparteiisch, transparent und unter Wahrung
des Berufsgeheimnisses ausiiben. Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten,
dass die Aufsichtsbehdrden rechtlich und funktional unabhédngig und
frei von jedweder direkten oder indirekten dufleren Einflussnahme sind,
einschlieBlich der in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallenden
Unternehmen oder anderer Marktinteressen, d. h., dass ihr Personal und
die fiir die Leitung zustindigen Personen keinen Interessenkonflikten
ausgesetzt sind, dass sie Vertraulichkeitsanforderungen unterliegen und
sich jeder Handlung enthalten, die nicht mit ihren Aufgaben vereinbar
ist.

(10)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehérden
jéhrlich einen Bericht iiber ihre Tétigkeiten im Rahmen der vorliegen-
den Richtlinie verdffentlichen und online zuginglich machen.
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Artikel 25
Befugnisse der Aufsichtsbehérden

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehorden
iiber angemessene Befugnisse und Ressourcen verfiigen, um die ihnen
durch diese Richtlinie {iibertragenen Aufgaben wahrzunehmen, ein-
schlieBlich der Befugnis, Unternehmen zu verpflichten, Informationen
bereitzustellen und Untersuchungen im Zusammenhang mit der Einhal-
tung der in den Artikeln 7 bis 16 festgelegten Verpflichtungen durch-
zufiihren. Die Mitgliedstaaten verpflichten die Aufsichtsbehorden, die
Annahme und Gestaltung des Plans zur Minderung der Folgen des
Klimawandels im Einklang mit den in Artikel 22 Absatz 1 genannten
Anforderungen zu iiberwachen.

(2) Eine Aufsichtsbehorde kann auf eigene Initiative oder aufgrund
ihr nach Artikel 26 iibermittelter begriindeter Bedenken eine Unter-
suchung einleiten, wenn sie der Auffassung ist, dass ihr ausreichend
Informationen vorliegen, die auf einen mdglichen VerstoB eines Unter-
nehmens gegen die Verpflichtungen aus den nach dieser Richtlinie er-
lassenen nationalen Rechtsvorschriften hindeuten.

(3)  Untersuchungen werden im Einklang mit dem nationalen Recht
des Mitgliedstaats, in dem die Untersuchung stattfindet, und nach vor-
heriger Warnung des Unternehmens durchgefiihrt, es sei denn, die vor-
herige Warnung wiirde die Wirksamkeit der Untersuchung beeintrichti-
gen. Wenn eine Aufsichtsbehorde im Rahmen ihrer Untersuchung im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats eine Untersuchung durchfiih-
ren mochte, so ersucht sie die Aufsichtsbehorde in diesem Mitgliedstaat
nach Artikel 28 Absatz 3 um Amtshilfe.

(4)  Ermittelt eine Aufsichtsbehorde als Ergebnis der MaBnahmen
nach den Absétzen 1 und 2 einen Verstofl gegen die nach dieser Richt-
linie erlassenen nationalen Rechtsvorschriften, so gewihrt sie dem
betreffenden Unternchmen eine angemessene Frist, um Abhilfe zu
schaffen, sofern dies moglich ist.

Im Einklang mit Artikel 27 bzw. 29 schlieBen Abhilfemalnahmen die
Verhdngung von Sanktionen oder das Eintreten der zivilrechtlichen Haf-
tung nicht aus.

(5)  Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfligen die Aufsichtsbehor-
den mindestens iiber die Befugnis

a) das Unternchmen anzuweisen,

i) Verstofe gegen die nach dieser Richtlinie erlassenen nationalen
Rechtsvorschriften durch das Ergreifen einer Mafinahme oder
das Einstellen des Verhaltens abzustellen,

i) jegliche Wiederholung des betreffenden Verhaltens zu unterlas-
sen und

iii) gegebenenfalls Abhilfemalnahmen zu ergreifen, die dem Ver-
stol angemessen und erforderlich sind, um ihn zu beenden;
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b) Sanktionen im Einklang mit Artikel 27 zu verhéngen und

¢) wenn das unmittelbare Risiko eines schweren und nicht wiedergut-
zumachenden Schadens besteht, vorldufige Maflnahmen zu verhén-
gen.

(6) Die Aufsichtsbehorden iiben die in diesem Artikel genannten
Befugnisse im Einklang mit dem nationalen Recht aus, und zwar

a) unmittelbar;

b) in Zusammenarbeit mit anderen Behorden oder

¢) durch Antragstellung bei den zustdndigen Justizbehdrden, wodurch
sichergestellt wird, dass Rechtsbehelfe wirksam sind und die gleiche
Wirkung wie direkt von Aufsichtsbehdrden verhéngte Sanktionen
haben.

(7) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jede natiirliche oder ju-
ristische Person im Einklang mit dem nationalen Recht das Recht auf
einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie betreffen-
den rechtsverbindlichen Beschluss einer Aufsichtsbehdrde hat.

(8) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehorden
Aufzeichnungen iiber die in Absatz 1 genannten Untersuchungen fiih-
ren, in denen insbesondere die Art und das Ergebnis der Untersuchun-
gen festgehalten werden, sowie Aufzeichnungen iiber etwaige gemil
Absatz 5 ergriffene Durchsetzungsmafinahmen.

(9) Beschliisse der Aufsichtsbehdrden betreffend die Einhaltung der
gemil dieser Richtlinie erlassenen nationalen Rechtsvorschriften durch
ein Unternehmen lassen die zivilrechtliche Haftung des Unternehmens
nach Artikel 29 unberiihrt.

Artikel 26
Begriindete Bedenken

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass natiirliche und juristische
Personen berechtigt sind, iiber leicht zugéngliche Kanéle vor jeder Auf-
sichtsbehorde begriindete Bedenken geltend zu machen, sollten sie an-
hand objektiver Umstdnde Grund zu der Annahme haben, dass ein
Unternechmen gegen die nach dieser Richtlinie erlassenen nationalen
Rechtsvorschriften verstoft.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehdrde —
in den Fillen, in denen Personen, die begriindete Bedenken geltend
machen, darum ersuchen — die erforderlichen Mallnahmen zum an-
gemessenen Schutz der Identitdt dieser Person und zum angemessenen
Schutz ihrer personenbezogenen Informationen, deren Offenlegung der
betreffenden Person schaden wiirde, ergreift.

(3) Fallen begriindete Bedenken in die Zustindigkeit einer anderen
Aufsichtsbehorde, so libermittelt die Behorde, vor der die begriindeten
Bedenken geltend gemacht wurden, diese der anderen Behorde.



02024L1760 — DE — 17.04.2025 — 001.002 — 37

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Aufsichtsbehorden
begriindete Bedenken innerhalb eines angemessenen Zeitraums priifen
und erforderlichenfalls ihre Befugnisse nach Artikel 25 ausiiben.

(5) Die Aufsichtsbehorde informiert die in Absatz 1 genannten Per-
sonen so bald als moglich und im Einklang mit den einschligigen
Bestimmungen des nationalen Rechts sowie des Unionsrechts iiber das
Ergebnis der Priifung dieser begriindeten Bedenken und begriindet die-
ses Ergebnis. Die Aufsichtsbehdrde informiert ferner die Personen, die
solche begriindeten Bedenken geltend machen und die im Einklang mit
dem nationalen Recht ein berechtigtes Interesse an dieser Angelegenheit
haben, iiber ihre Entscheidung, der Aufforderung zum Tétigwerden
stattzugeben oder sie abzulehnen, und legt eine Beschreibung ihrer zu-
kiinftigen Schritte und MaBnahmen und praktische Informationen {iber
den Zugang zu verwaltungsbehordlichen und gerichtlichen Uberprii-
fungsverfahren vor.

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Personen, die begriin-
dete Bedenken gemil diesem Artikel geltend machen und die im Ein-
klang mit dem nationalen Recht ein berechtigtes Interesse an dieser
Angelegenheit haben, Zugang zu einem Gericht oder einer anderen
unabhingigen und unparteiischen 6ffentlichen Stelle erhalten, die dafiir
zusténdig ist, die verfahrensrechtliche und materielle RechtméBigkeit der
Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen der Aufsichtsbehorde
zu iberpriifen.

Artikel 27

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften iiber Sanktionen, ein-
schlieBlich Zwangsgeldern, die bei Verstofen gegen die gemil3 dieser
Richtlinie erlassenen nationalen Rechtsvorschriften zu verhdngen sind,
und treffen alle fiir die Anwendung der Sanktionen erforderlichen Mal3-
nahmen. Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirksam, verhéltnis-
méBig und abschreckend sein.

(2) Bei der Entscheidung iiber die Verhdngung von Sanktionen und
bei der Festlegung ihrer Art und ihrer angemessenen Hohe ist folgenden
Aspekten gebiihrend Rechnung zu tragen:

a) der Art, Schwere und Dauer des Verstoles und dem Schweregrad
der Auswirkungen, die sich aus diesem Verstof3 ergeben;

b) etwaigen getitigten Investitionen und einer gemdfl den Artikeln 10
und 11 geleisteten gezielten Unterstiitzung;

¢) etwaiger Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen, um die betref-
fenden Auswirkungen anzugehen;

d) gegebenenfalls dem Ausmal} der im Einklang mit Artikel 9 getroffe-
nen Entscheidungen zur Festlegung von Prioritéten;

e) etwaigen einschligigen frilheren Verstoen des Unternehmens gegen
die nach dieser Richtlinie erlassenen nationalen Rechtsvorschriften,
die in einer bestandskréftigen Entscheidung festgestellt wurden;
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f) dem Umfang, in dem das Unternehmen Abhilfemafinahmen hinsicht-
lich des betreffenden Gegenstands ergriffen hat;

g) vom Unternehmen aufgrund des VerstoBes erlangten finanziellen
Vorteilen oder vermiedenen Verlusten;

h) allen sonstigen erschwerenden oder mildernden Umstidnden im jewei-
ligen Fall.

(3) Die Mitgliedstaaten sehen mindestens folgende Sanktionen vor:

a) Zwangsgelder;

b) wenn ein Unternehmen einem Beschluss, mit dem ein Zwangsgeld
verhdngt wird, nicht innerhalb der geltenden Frist nachkommt, eine
Offentliche Erklarung, in der das fiir den Versto3 verantwortliche
Unternehmen und die Art des Verstofes dargelegt werden.

(4) Werden Zwangsgelder verhdngt, so miissen sich diese nach dem
weltweiten Nettoumsatz des Unternehmens richten. Das Hochstmal} der
Zwangsgelder belduft sich auf mindestens 5 % des weltweiten Nettoum-
satzes des Unternehmens im Geschiftsjahr vor der Entscheidung iiber
die Verhdngung des Zwangsgelds.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Zwangsgelder mit Hinblick auf
Unternechmen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 2 Ab-
satz 2 Buchstabe b unter Beriicksichtigung des von der obersten Mut-
tergesellschaft gemeldeten konsolidierten Umsatzes berechnet werden.

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jegliche Beschliisse der
Aufsichtsbehorden, die Sanktionen im Zusammenhang mit Verstoen
gegen die gemdB dieser Richtlinie erlassenen nationalen Rechtsvor-
schriften betreffen, verdffentlicht werden, mindestens fiinf Jahre lang
offentlich zugénglich bleiben und dem gemil Artikel 28 eingerichteten
europdischen Netz der Aufsichtsbehorden iibermittelt werden. Der ver-
offentlichte Beschluss darf keine personenbezogenen Daten im Sinne
von Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 enthalten.

Artikel 28
Europiisches Netz der Aufsichtsbehérden

(1) Die Kommission richtet ein aus Vertretern der Aufsichtsbehérden
bestehendes europdisches Netz der Aufsichtsbehorden ein. »C1 Das
europdische Netz der Aufsichtsbehdrden erleichtert die Zusammenarbeit
mit den Aufsichtsbehdrden und die Koordinierung und Konvergenz der
Regulierungs-, Untersuchungs-, Sanktions- und Aufsichtspraktiken so-
wie den Informationsaustausch zwischen diesen Aufsichtsbehdrden. <

Die Kommission kann Agenturen der Union mit einschldgigem Fach-
wissen in den unter diese Richtlinie fallenden Bereichen ersuchen, sich
dem europdischen Netz der Aufsichtsbehdrden anzuschlieen.
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(2) Die Mitgliedstaaten arbeiten mit dem europdischen Netz der Auf-
sichtsbeh6rden zusammen, um alle unter diese Richtlinie fallenden Un-
ternechmen aus Drittlindern zu ermitteln, insbesondere durch die Bereit-
stellung aller erforderlichen Informationen, um beurteilen zu kénnen, ob
ein Unternehmen aus einem Drittland die in Artikel 2 festgelegten Kri-
terien erfiillt. Die Kommission richtet ein gesichertes System fiir den
Austausch von Informationen iiber den in der Union erzielten Nettoum-
satz von Unternechmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 2, die keine
Zweigstelle in einem Mitgliedstaat haben oder die Zweigstellen in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten haben, ein, iiber das die Mitgliedstaaten re-
gelmiBig die ihnen vorliegenden Informationen iiber den von solchen
Unternehmen erzielten Nettoumsatz itibermitteln. Die Kommission ana-
lysiert diese Informationen innerhalb eines angemessenen Zeitraums und
teilt dem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen in dem Geschiftsjahr,
das dem letzten abgeschlossenen Geschiftsjahr vorausgeht, den grofiten
Teil seines Nettoumsatzes in der Union erzielt hat, mit, dass es sich bei
dem betreffenden Unternehmen um ein Unternehmen gemil Artikel 2
Absatz 2 handelt und somit gemifl Artikel 24 Absatz 3 die Aufsichts-
behérde des Mitgliedstaats zustdndig ist.

(3) Die Aufsichtsbehdrden iibermitteln sich gegenseitig einschlégige
Informationen, gewéhren einander Amtshilfe und erlassen Mafnahmen
fiir eine wirksame Zusammenarbeit. Gegenseitige Amtshilfe umfasst die
Zusammenarbeit bei der Ausiibung der Befugnisse nach Artikel 25,
unter anderem in Bezug auf Untersuchungen und Auskunftsersuchen.

(4) Die Aufsichtsbehorden ergreifen alle geeigneten Schritte, um ei-
nem Ersuchen einer anderen Aufsichtsbehorde unverziiglich und spétes-
tens innerhalb eines Monats nach Eingang des Ersuchens nachzukom-
men. Wenn aufgrund der Umstdnde des Einzelfalls erforderlich, kann
die Frist auf der Grundlage einer angemessenen Begriindung um hdchs-
tens zwei Monate verldngert werden. Zu den genannten Schritten kann
insbesondere auch die Ubermittlung relevanter Informationen iiber die
Durchfiihrung einer Untersuchung gehdren.

(5) Amtshilfeersuchen enthalten alle erforderlichen Informationen,
einschlieBlich des Zwecks und der Griinde des Ersuchens. Die Auf-
sichtsbehorden diirfen die im Rahmen eines Amtshilfeersuchens erhal-
tene Informationen ausschlieBlich zu dem Zweck verwenden, fiir den sie
angefordert wurden.

(6) Die ersuchte Aufsichtsbehorde informiert die ersuchende Auf-
sichtsbehorde iiber die Ergebnisse oder, je nach Einzelfall, iiber den
Fortgang der Mallnahmen, die getroffen wurden, um dem Amtshilfeer-
suchen nachzukommen.

(7)  Aufsichtsbehorden verlangen fiir Tatigkeiten und MaBnahmen
aufgrund eines Amtshilfeersuchens keine Gebiihren.

Die Aufsichtsbehorden konnen jedoch untereinander Regeln verein-
baren, um einander in Ausnahmefillen besondere, aufgrund der Amts-
hilfe entstandene Ausgaben zu erstatten.



02024L1760 — DE — 17.04.2025 — 001.002 — 40

(8)  Die nach Artikel 24 Absatz 3 zusténdige Aufsichtsbehérde unter-
richtet das europdische Netz der Aufsichtsbehdrden iiber diesen Um-
stand und iiber jeden Antrag auf einen Wechsel der zustindigen Auf-
sichtsbehorde.

(9) Bestehen Zweifel an der Zustédndigkeitszuweisung, so werden die
Informationen, auf denen diese Zuweisung griindet, dem européischen
Netz der Aufsichtsbehdrden mitgeteilt, das Bemiithungen um eine Lo-
sung koordinieren kann.

(10)  Das europidische Netz der Aufsichtsbehorden veroffentlicht

a) die Beschliisse der Aufsichtsbehdrden, die Sanktionen geméil Arti-
kel 27 Absatz 5 enthalten, und

b) eine indikative Liste von Unternehmen aus Drittlindern, die der vor-
liegenden Richtlinie unterliegen.

Artikel 29

Zivilrechtliche Haftung von Unternehmen und Anspruch auf
vollstindige Entschiidigung

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Unternehmen fiir
Schaden haftbar gemacht werden kann, der einer natiirlichen oder ju-
ristischen Person entstanden ist, sofern

a) das Unternehmen es vorsitzlich oder fahrldssig versdumt hat, den
Pflichten gemi den Artikeln 10 und 11 nachzukommen, wenn die
im Anhang aufgefiihrten Rechte, Verbote oder Pflichten dem Schutz
der natiirlichen oder juristischen Person dienen, und

b) durch das Versdumnis nach Buchstabe a die nach nationalem Recht
geschiitzten rechtlichen Interessen der natiirlichen oder juristischen
Person beschéddigt wurden.

Ein Unternehmen kann nicht haftbar gemacht werden, wenn der Scha-
den nur von seinen Geschéftspartnern in seiner Aktivitétskette ver-
ursacht wurde.

(2) Wird ein Unternehmen im Einklang mit Absatz 1 haftbar ge-
macht, so hat eine natiirliche oder juristische Person ein Recht auf
vollstindige Entschddigung fiir den Schaden nach MafBgabe des natio-
nalen Rechts. Die vollstindige Entschiddigung im Rahmen dieser Richt-
linie darf nicht zu Uberkompensierung fiihren, unabhiingig davon, ob es
sich dabei um Strafschadensersatz, Mehrfachentschidigung oder andere
Arten von Schadensersatz handelt.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen Folgendes sicher:

a) P Cl1 nationale Vorschriften iiber den Beginn, die Dauer, die Aus-
setzung oder die Unterbrechung von Verjahrungsfristen behindern
die Erhebung von Schadensersatzklagen nicht unangemessen und
sind in jedem Fall nicht strenger als die allgemeinen nationalen
Regelungen zur zivilrechtlichen Haftung; <«
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b)

<)

d)

die Verjahrungsfristen fiir die Erhebung von Schadensersatzklagen
nach dieser Richtlinie betrdgt mindestens fiinf Jahre und ist keines-
falls kiirzer als die Verjdhrungsfrist, die in den allgemeinen nationa-
len Regelungen zur zivilrechtlichen Haftung vorgesehen ist;

die Verjahrungsfrist beginnt nicht, bevor der Verstofl beendet wurde
und der Kldger von Folgendem Kenntnis erlangt hat oder diese
Kenntnis verniinftigerweise erwartet werden kann:

i) dem Verhalten und der Tatsache, dass es einen Verstof3 darstellt,

ii) der Tatsache, dass ihm durch den VerstoB3 ein Schaden entstan-
den ist, und

iii) der Identitdt des Rechtsverletzers;

die Verfahrenskosten sind fiir Kldger, die ihre Rechte geltend ma-
chen, nicht unverhéltnisméBig hoch;

Klager konnen Unterlassungsmafinahmen, auch im Rahmen von Eil-
verfahren, beantragen; dabei handelt es sich um endgiiltige oder vor-
laufige UnterlassungsmafBnahmen, zum Abstellen von VerstoBen ge-
gen die gemil dieser Richtlinie erlassenen Bestimmungen des na-
tionalen Rechts durch das Ergreifen einer Mallnahme oder das Ein-
stellen eines Verhaltens;

unbeschadet der nationalen Zivilverfahrensordnungen werden an-
gemessene Bedingungen vorgesehen, unter denen ein mutmaBlich
Geschadigter eine Gewerkschaft, eine nichtstaatliche
Menschenrechts- oder Umweltorganisation oder eine sonstige Nicht-
regierungsorganisation und — im Einklang mit dem nationalen
Recht — nationale Menschenrechtsinstitutionen mit Sitz in einem
Mitgliedstaat ermichtigen kann, Klagen zur Durchsetzung der
Rechte des mutmaBlich Geschédigten zu erheben;

eine Gewerkschaft oder nichtstaatliche Organisation kann nach Un-
terabsatz 1 erméchtigt werden, wenn diese den Anforderungen des
nationalen Rechts geniigt; zu diesen Anforderungen kann gehoren,
dass eine eigene stindige Vertretung aufrechterhalten wird und die
Gewerkschaft oder nichtstaatliche Organisation im Einklang mit ihrer
Satzung nicht kommerziell und nicht nur voriibergehend an der
Durchsetzung der durch diese Richtlinie geschiitzten Rechte oder
der entsprechenden Rechte im nationalen Recht beteiligt ist;

Wenn eine Klage erhoben wird und ein Klédger eine hinreichende
Begriindung vorlegt, die mit zumutbarem Aufwand zugingliche Tat-
sachen und Beweismittel enthilt, die ausreichen, um die Plausibilitét
des Schadensersatzanspruchs zu belegen, und angegeben hat, dass
zusitzliche Beweismittel in der Verfligungsgewalt des Unternehmens
liegen, so konnen die Gerichte anordnen, dass diese Beweismittel
von dem Unternehmen im Einklang mit dem nationalen Verfahrens-
recht offengelegt werden;
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die nationalen Gerichte beschrianken die Offenlegung der geforderten
Beweismittel und die MaBnahmen zur Beweissicherung auf das MabB,
das erforderlich und verhdltnismaBig ist, um einen Schadensersatz-
anspruch eines Klagers oder potenziellen Kligers zu stiitzen; bei der
Feststellung, ob eine Anordnung zur Offenlegung oder Sicherung
von Beweismitteln verhdltnismdBig ist, priifen die nationalen Ge-
richte, inwieweit die Klage oder die Klageerwiderung durch zugéng-
liche Tatsachen und Beweismittel gestiitzt wird, die den Antrag auf
Offenlegung von Beweismitteln rechtfertigen; den Umfang und die
Kosten der Offenlegung sowie die berechtigten Interessen aller Par-
teien, einschlieBlich etwaige betroffene Dritte, einschlieBlich zur Ver-
hinderung nicht gezielter Suchen nach Informationen, die fiir die
Verfahrensbeteiligten wahrscheinlich nicht relevant sind; ob die of-
fenzulegenden Beweismittel vertrauliche Informationen — insbeson-
dere Dritte betreffende Informationen — enthalten und welche Vor-
kehrungen zum Schutz dieser vertraulichen Informationen bestehen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Gerichte be-
fugt sind, die Offenlegung von Beweismitteln, die vertrauliche In-
formationen enthalten, anzuordnen, wenn sie diese als sachdienlich
fiir die Schadensersatzklage erachten. Die Mitgliedstaaten stellen si-
cher, dass die nationalen Gerichte bei der Anordnung der Offenle-
gung solcher Informationen iiber wirksame MaBnahmen fiir deren
Schutz verfligen.

(4)  Unternehmen, die an Industrie- oder Multi-Stakeholder-Initiativen
teilgenommen haben oder die unabhingige Uberpriifung durch Dritte
oder Vertragsklauseln in Anspruch nehmen, um die Erfiillung der Sorg-
faltspflichten zu unterstiitzen, kénnen dennoch gemdfl diesem Artikel
haftbar gemacht werden.

(5) Die zivilrechtliche Haftung eines Unternehmens aus dieser Be-
stimmung beriihrt nicht die zivilrechtliche Haftung seiner Tochterunter-
nehmen oder direkter und indirekter Geschéaftspartner in der Aktivitits-
kette des Unternehmens.

Wurde der Schaden von dem Unternehmen und seinem Tochterunter-
nehmen oder direkten oder indirekten Geschiftspartner gemeinsam ver-
ursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch, unbeschadet der nationalen
Rechtsvorschriften iiber die Voraussetzungen fiir eine gesamtschuldne-
rische Haftung und iiber Regressanspriiche.

(6) Die zivilrechtliche Haftung nach dieser Richtlinie schrinkt die
Haftung der Unternehmen gemédf den nationalen Rechtssystemen oder
denen der Union nicht ein und ldsst Vorschriften der Union oder der
Mitgliedstaaten iiber die zivilrechtliche Haftung im Zusammenhang mit
negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte oder die Umwelt un-
beriihrt, in denen eine Haftung fiir Situationen, die nicht unter diese
Richtlinie fallen, oder in denen eine strengere Haftung als in der vor-
liegenden Richtlinie vorgesehen ist.
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(7)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Rechtsvor-
schriften zur Umsetzung dieses Artikels zwingend Anwendung finden
und Vorrang haben in Fillen, in denen das auf entsprechende Ansprii-
che anzuwendende Recht nicht das nationale Recht eines Mitgliedstaats
1st.

Artikel 30

Meldung von Verstéfien und Schutz von Hinweisgebern

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen MaBnahmen, um sicher-
zustellen, dass die Richtlinie (EU) 2019/1937 fiir die Meldung von
Verstoen gegen die nationalen MaBinahmen zur Umsetzung dieser
Richtlinie und den Schutz von Personen, die solche Versto3e melden,
gilt.

Artikel 31

Offentliche  Unterstiitzung, offentliche Auftragsvergabe und
offentliche Konzessionen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Einhaltung der Verpflichtun-
gen, die sich aus den Bestimmungen des nationalen Rechts zur Umset-
zung dieser Richtlinie ergeben, oder deren freiwillige Umsetzung als ein
umweltrelevanter oder sozialer Aspekt gilt, den die 6ffentlichen Auftrag-
geber im FEinklang mit den Richtlinien 2014/23/EU, 2014/24/EU und
2014/25/EU als Teil der Vergabekriterien flir 6ffentliche Auftrige und
Konzessionsvertrige sowie als umweltrelevante oder soziale Bedingung
beriicksichtigen konnen, die die 6ffentlichen Auftraggeber im Einklang
mit den genannten Richtlinien in Bezug auf die Ausfithrung von 6ffent-
lichen Auftrdgen und Konzessionsvertrdgen festlegen konnen.

Artikel 32
Anderung der Richtlinie (EU) 2019/1937

In Teil I Nummer E.2 des Anhangs der Richtlinie (EU) 2019/1937 wird
folgende Ziffer angefiigt:

,.vii) Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 13. Mai 2024 iiber die Sorgfaltspflichten von Unter-
nehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Anderung der
Richtlinie (EU) 2019/1937 und Verordnung (EU) 2023/2859
(ABIL. L, 2024/1760, 5.7.2024, ELI: http://data.curopa.eu/eli/dir/
2024/1760/0j).

Artikel 33
Anderung der Verordnung (EU) 2023/2859

In Teil B des Anhangs der Verordnung (EU) 2023/2859 wird folgende
Ziffer angefiigt:

,»,17. Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 13. Mai 2024 iiber die Sorgfaltspflichten von Unter-
nehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Anderung der
Richtlinie (EU) 2019/1937 und Verordnung (EU) 2023/2859
(ABI. L, 2024/1760, 5.7.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/
2024/1760/0j).
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Artikel 34

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom-
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertra-
gen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemd3 Artikel 3
Absatz 2 und Artikel 16 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab
dem 25. Juli 2024 iibertragen.

(3) Die Befugnisiibertragung gemif3 Artikel 3 Absatz 2 und Arti-
kel 16 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit wi-
derrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Uber-
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am
Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren
Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht
berdihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom-
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstin-
digen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom
13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsétzen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, {iber-
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europidischen Parlament und dem Rat.

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfl Artikel 3 Absatz 2 oder
Artikel 16 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europii-
sche Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament und
den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt
haben, dass sie keine Einwédnde erheben werden. Auf Initiative des
Europédischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Mo-
nate verldngert.

Artikel 35

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates ('8).

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 36
Uberpriifung und Berichterstattung

(1) Die Kommission legt dem Europédischen Parlament und dem Rat
einen Bericht dazu vor, ob zusitzliche, auf beaufsichtigte Finanzunter-
nehmen zugeschnittene Sorgfaltspflichten im Bereich der Nachhaltigkeit
in Bezug auf die Erbringung von Finanzdienstleistungen und Anlage-
tatigkeiten notwendig sind, und zeigt die Optionen fiir solche Sorgfalts-
pflichten und ihre Auswirkungen im Einklang mit den Zielen dieser
Richtlinie auf.

('®) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grund-
sdtze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungs-
befugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABL. L 55 vom 28.2.2011,
S. 13).
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In dem Bericht werden andere Gesetzgebungsakte der Union, die fiir
beaufsichtigte Finanzunternehmen gelten, beriicksichtigt. Er wird zum
frithestmdglichen Zeitpunkt nach dem 25. Juli 2024, spétestens jedoch
zum 26. Juli 2026, verdffentlicht. Dem Bericht wird gegebenenfalls ein
Gesetzgebungsvorschlag beigefiigt.

(2) Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem
Rat bis zum 26. Juli 2030 und danach alle drei Jahre einen Bericht
iiber die Umsetzung dieser Richtlinie und deren Wirksamkeit beziiglich
der Erreichung der darin festgelegten Ziele — insbesondere bei der
Bekdmpfung negativer Auswirkungen — vor. Dem Bericht wird gege-
benenfalls ein Gesetzgebungsvorschlag beigefiigt. In dem ersten Bericht
wird unter anderem Folgendes bewertet:

a) die Auswirkungen dieser Richtlinie auf KMU, zusammen mit einer
Bewertung der Wirksamkeit der verschiedenen MaBlnahmen und In-
strumente zur Unterstlitzung der KMU durch die Kommission und
die Mitgliedstaaten;

b) der Geltungsbereich dieser Richtlinie hinsichtlich der unter diese
Richtlinie fallenden Unternehmen, ob durch ihn sichergestellt wird,
dass diese Richtlinie im Lichte ihrer Ziele wirksam ist, gleiche Wett-
bewerbsbedingungen zwischen den erfassten Unternehmen herrschen
und Unternehmen die Anwendung dieser Richtlinie nicht umgehen
konnen, einschlieBlich der Fragen,

— ob Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a dahingehend iiberarbeitet
werden muss, dass auch Unternechmen, die als eine andere
Rechtsform als die in Anhang I oder Anhang II der Richtlinie
2013/34/EU aufgefiihrten Rechtsformen gegriindet wurden, von
dieser Richtlinie erfasst werden;

— ob Geschéftsmodelle oder Formen der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit mit Drittunternehmen, die nicht unter Artikel 2 fallen,
in den Geltungsbereich dieser Richtlinie einbezogen werden miis-
sen;

— ob die in Artikel 2 festgelegten Schwellenwerte fiir die Beschaf-
tigtenzahl und den Nettoumsatz iiberarbeitet werden miissen und
ob in Sektoren mit hohem Risiko ein sektorspezifischer Ansatz
eingefiihrt werden muss;

— ob das in Artikel 2 Absatz 2 festgelegte Kriterium des in der
Union erzielten Nettoumsatzes iiberarbeitet werden muss;

¢) ob die Definition des Begriffs ,,Aktivititskette” iiberarbeitet werden
muss;

d) ob der Anhang geédndert werden muss, auch vor dem Hintergrund
internationaler Entwicklungen, und ob er ausgeweitet werden sollte,
um zusitzliche negative Auswirkungen zu umfassen, insbesondere
negative Auswirkungen auf die verantwortungsvolle Staatsfithrung;

e) ob die in dieser Richtlinie vorgesehenen Vorschriften zur Bekdmp-
fung des Klimawandels, insbesondere in Bezug auf die Gestaltung
von Ubergangsplinen zur Eindémmung des Klimawandels, deren
Annahme und die Umsetzung dieser Pliane durch die Unternehmen,
sowie die Befugnisse der Aufsichtsbehdrden im Zusammenhang mit
diesen Vorschriften iiberarbeitet werden miissen;
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f)

g)

(1)
26.

die Wirksamkeit der auf nationaler Ebene eingerichteten Durchset-
zungsmechanismen, der Sanktionen und der Vorschriften iiber die
zivilrechtliche Haftung;

ob Anderungen des in dieser Richtlinie vorgesehenen Harmonisie-
rungsgrads erforderlich sind, um gleiche Wettbewerbsbedingungen
fir Unternehmen auf dem Binnenmarkt sicherzustellen, auch in Be-
zug auf die Anndherung und Abweichung zwischen nationalen
Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie.

Artikel 37

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen spétestens am
Juli 2027 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich

sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission
unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Sie wenden diese MaBinahmen ab dem

a)

b

~

26. Juli 2028 auf in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b genannte
Unternehmen an, die nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats
gegriindet wurden und im letzten abgeschlossenen Geschiftsjahr vor
dem 26. Juli 2028, fiir das ein Jahresabschluss angenommen wurde
oder hétte angenommen werden miissen, im Durchschnitt mehr als
3000 Beschiftigte hatten und einen weltweiten Nettoumsatz von
mehr als 900 000 000 EUR erzielt haben, mit Ausnahme der Mal-
nahmen, die erforderlich sind, um Artikel 16 nachzukommen; diese
wenden die Mitgliedstaaten auf die genannten Unternehmen fiir am
oder nach dem 1. Januar 2029 beginnende Geschiftsjahre an;

26. Juli 2028 auf in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b genannte
Unternechmen an, die nach den Rechtsvorschriften eines Drittlandes
gegriindet wurden und im Geschéftsjahr vor dem letzten abgeschlos-
senen Geschéftsjahr vor dem 26. Juli 2028 einen Nettoumsatz von
mehr als 900 000 000 EUR in der Union erzielt haben, mit Aus-
nahme der Maflnahmen, die erforderlich sind, um Artikel 16 nach-
zukommen; diese wenden die Mitgliedstaaten auf die genannten Un-
ternehmen fiir am oder nach dem 1. Januar 2029 beginnende Ge-
schéftsjahre an;

26. Juli 2029 auf alle anderen in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und
b und in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Unter-
nehmen sowie in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ und in Artikel 2
Absatz 2 Buchstabe ¢ genannten Unternehmen an, mit Ausnahme
der Malinahmen, die erforderlich sind, um Artikel 16 nachzukom-
men; diese wenden die Mitgliedstaaten auf die genannten Unterneh-
men fiir am oder nach dem 1. Januar 2030 beginnende Geschfts-
jahre an.
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Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vor-
schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffent-
lichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln
die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 38
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung
im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 39

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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ANHANG

Teil 1

. IN INTERNATIONALEN MENSCHENRECHTSINSTRUMENTEN

ENTHALTENE RECHTE UND VERBOTE

das Recht auf Leben in der Auslegung nach Artikel 6 Absatz 1 des Interna-
tionalen Pakts {iber biirgerliche und politische Rechte; Die missbrauchliche
Nutzung dieses Rechts schlieBt unter anderem das private oder offentliche
Sicherheitspersonal zum Schutz der Ressourcen, der Einrichtungen oder des
Personals des Unternehmens ein, das aufgrund mangelnder Anweisungen
oder Kontrolle durch das Unternehmen den Tod einer Person verursacht;

das Verbot von Folter, grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung in der Auslegung nach Artikel 7 des Internationalen Pakts iiber
biirgerliche und politische Rechte. dies schlieit unter anderem das private
oder offentliche Sicherheitspersonal zum Schutz der Ressourcen, der Einrich-
tungen oder des Personals des Unternehmens ein, das aufgrund mangelnder
Anweisungen oder Kontrolle durch das Unternehmen eine Person der Folter
oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung aussetzt;

das Recht auf Freiheit und Sicherheit in der Auslegung nach Artikel 9 Ab-
satz 1 des Internationalen Pakts iiber biirgerliche und politische Rechte;

das Verbot willkiirlicher oder rechtswidriger Eingriffe in das Privatleben, die
Familie, die Wohnung oder den Schriftverkehr einer Person und rechtswid-
riger Beeintrichtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes in der Auslegung nach
Artikel 17 des Internationalen Pakts tiber biirgerliche und politische Rechte;

das Verbot der Beeintrichtigung der Gedanken-, Gewissens- und Religions-
freiheit in der Auslegung nach Artikel 18 des Internationalen Pakts iiber
biirgerliche und politische Rechte;

das Recht auf gerechte und giinstige Arbeitsbedingungen, einschliefllich ei-
nes gerechten und eines angemessenen existenzsichernden Lohns fiir Be-
schiftigte und eines angemessenen existenzsichernden Einkommens fiir
Selbststidndige und Kleinlandwirte, den bzw. das sie durch ihre Arbeit und
Produktion verdienen, angemessener Lebensstandards, sicherer und gesunder
Arbeitsbedingungen und einer angemessenen Begrenzung der Arbeitszeit, in
der Auslegung nach Artikel 7 und 11 des Internationalen Pakts iiber wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte;

das Verbot, den Zugang der Beschiftigten zu angemessener Unterbringung
zu beschrinken, wenn die Arbeitskrifte in einer vom Unternehmen bereit-
gestellten Unterkunft untergebracht sind, und den Zugang der Beschiftigten
zu angemessener Erndhrung, Bekleidung sowie Wasser- und Sanitérversor-
gung am Arbeitsplatz zu beschrianken, in der Auslegung nach Artikel 11 des
Internationalen Pakts iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte;

das Recht des Kindes auf das erreichbare Hochstmall an Gesundheit in der
Auslegung nach Artikel 24 des Ubereinkommens iiber die Rechte des Kin-
des; das Recht auf Bildung in der Auslegung nach Artikel 28 des Uber-
einkommens iiber die Rechte des Kindes; das Recht auf einen angemessenen
Lebensstandard in der Auslegung nach Artikel 27 des Ubereinkommens iiber
die Rechte des Kindes; das Recht des Kindes, vor wirtschaftlicher Ausbeu-
tung geschiitzt und nicht zu einer Arbeit herangezogen zu werden, die Ge-
fahren mit sich bringen, die Erziehung des Kindes behindern oder die Ge-
sundheit des Kindes oder seine korperliche, geistige, seelische, sittliche oder
soziale Entwicklung schéddigen konnte, in der Auslegung nach Artikel 32 des
Ubereinkommens iiber die Rechte des Kindes; das Recht des Kindes auf
Schutz vor allen Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs
sowie auf Schutz vor Entfilhrung, Verkauf oder rechtswidriger Verbringung
an einen anderen Ort innerhalb oder auBerhalb ihres Landes zum Zwecke der
Ausbeutung, in der Auslegung nach den Artikeln 34 und 35 des Uberein-
kommens iiber die Rechte des Kindes;
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10.

11.

12.

13.

das Verbot der Beschiftigung von Kindern vor Erreichung des Alters, an
dem die Schulpflicht endet, und das auf keinen Fall unter 15 Jahren liegen
darf, ausgenommen dort, wo das Recht des Beschéftigungsorts dies im Ein-
klang mit Artikel 2 Absatz 4 des Ubereinkommens der Internationalen Ar-
beitsorganisation iiber das Mindestalter fiir die Zulassung zur Beschéftigung
von 1973 (Nr. 138) vorsieht, in der Auslegung nach den Artikeln 4 bis 8 des
Ubereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisation {iber das Mindest-
alter fiir die Zulassung zur Beschiftigung von 1973 (Nr. 138);

das Verbot der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (Personen unter 18 Jah-
ren), in der Auslegung nach Artikel 3 des Ubereinkommens der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation zur Beseitigung der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit von 1999 (Nr. 182). Unter anderem gilt es, Folgendes zu be-
achten:

a) alle Formen der Sklaverei oder alle sklavereidhnlichen Praktiken wie den
Verkauf von Kindern und den Kinderhandel, Schuldknechtschaft und
Leibeigenschaft sowie Zwangs- oder Pflichtarbeit, einschlieBlich der
Zwangs- oder Pflichtrekrutierung von Kindern fiir den Einsatz in bewaff-
neten Konflikten;

b) das Heranziehen, Vermitteln oder Anbieten eines Kindes zur Prostitution,
zur Herstellung von Pornografie oder zu pornografischen Darbietungen;

c) das Heranziehen, Vermitteln oder Anbieten eines Kindes zu unerlaubten
Tétigkeiten, insbesondere zur Gewinnung von oder zum Handel mit Dro-
gen, und

d) Arbeit, die ihrer Natur nach oder aufgrund der Umsténde, unter denen sie
verrichtet wird, voraussichtlich fiir die Gesundheit, die Sicherheit oder die
Sittlichkeit von Kindern schédlich ist;

das Verbot der Zwangs- oder Pflichtarbeit, d. h. jede Art von Arbeit oder
Dienstleistung, die von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe
verlangt wird und fiir die sie sich nicht freiwillig zur Verfligung gestellt
hat, beispielsweise infolge von Schuldknechtschaft oder Menschenhandel,
in der Auslegung nach Artikel 2 Absatz 1 des Ubereinkommens der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation iiber Zwangsarbeit von 1930 (Nr. 29). Unter
Zwangs- oder Pflichtarbeit sind keine Arbeiten oder Dienstleistungen zu
verstehen, die im Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 des Ubereinkommens
der Internationalen Arbeitsorganisation iiber Zwangsarbeit von 1930 (Nr. 29)
oder mit Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben b und c¢ des Internationalen Pakts
iiber biirgerliche und politische Rechte stehen;

das Verbot aller Formen der Sklaverei und des Sklavenhandels, einschlief3-
lich sklavereidhnlicher Praktiken, Leibeigenschaft oder anderer Formen der
Beherrschung oder Unterdriickung am Arbeitsplatz, wie extreme wirtschaft-
liche oder sexuelle Ausbeutung und Erniedrigung oder Menschenhandel in
der Auslegung nach Artikel 8 des Internationalen Pakts iiber biirgerliche und
politische Rechte;

das Recht auf Vereinigungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, das Vereinigungs-
recht und das Recht zu Kollektivverhandlungen in der Auslegung nach den
Artikeln 21 und 22 des Internationalen Pakts {iber biirgerliche und politische
Rechte, nach Artikel 8 des Internationalen Pakts iiber wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte, dem Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorga-
nisation iiber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungs-
rechts von 1948 (Nr. 87) und dem Ubereinkommen der Internationalen Ar-
beitsorganisation iiber die Anwendung der Grundsitze des Vereinigungs-
rechts und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen von 1949 (Nr. 98). Diese
Rechte sind unter anderem die Folgenden:

a) Arbeitnehmern steht es frei, Gewerkschaften zu bilden oder ihnen
beizutreten;
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15.

16.

b) die Bildung, der Beitritt zu und die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft
diirfen nicht als Grund fiir ungerechtfertigte Diskriminierung oder Ver-
geltungsmafinahmen herangezogen werden;

c) den Gewerkschaften steht es frei, im Einklang mit ihren Verfassungen
und Regeln ohne Einmischung der Behorden titig zu werden, und

d) das Streikrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen;

das Verbot der Ungleichbehandlung in der Beschéftigung, es sei denn, dies
ist durch die Erfordernisse der Beschiftigung in der Auslegung nach den
Artikeln 2 und 3 des Ubereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion tiber die Gleichheit des Entgelts von 1951 (Nr. 100), den Artikeln 1 und
2 des Ubereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisation iiber die Dis-
kriminierung in Beschiftigung und Beruf von 1958 (Nr. 111) und Artikel 7
des Internationalen Pakts tiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
gerechtfertigt. Dies umfasst insbesondere

a) die Zahlung eines ungleichen Entgelts fiir gleichwertige Arbeit und

b) die Diskriminierung aus Griinden der nationalen Abstammung oder der
sozialen Herkunft, der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, des Glau-
bensbekenntnisses oder der politischen Meinung;

das Verbot, messbare Umweltschidigungen wie schédliche Bodenverande-
rung, Wasser- oder Luftverschmutzung, schidliche Emissionen, tibermafigen
Wasserverbrauch, Landschiddigung oder andere Auswirkungen auf natiirliche
Ressourcen wie Entwaldung zu verursachen, die

a) die natiirlichen Grundlagen fiir die Erhaltung und Erzeugung von Lebens-
mitteln mafBigeblich beeintrichtigen;

b) einer Person den Zugang zu sicherem und sauberem Trinkwasser
verwehren;

¢) den Zugang zu sanitéren Einrichtungen fiir eine Person erschweren oder
solche Einrichtungen zerstoren;

d) die Gesundheit, Sicherheit, normale Nutzung von Land oder rechtméifBig
erworbenem Eigentum einer Person beeintrachtigen;

e) die Okosystemleistungen, durch die ein Okosystem direkt oder indirekt
zum Wohlergehen der Menschen beitrigt, erheblich beeintrachtigen;

in der Auslegung nach Artikel 6 Absatz 1 des Internationalen Pakts iiber
biirgerliche und politische Rechte sowie den Artikeln 11 und 12 des Interna-
tionalen Pakts iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte;

Das Recht von Einzelpersonen, Gruppierungen und Gemeinschaften auf
Land und Ressourcen sowie darauf, nicht ihrer Existenzmittel beraubt zu
werden, was das Verbot der widerrechtlichen Vertreibung oder der wider-
rechtlichen Inbesitznahme von Land, Wildern und Gewéssern beim Erwerb,
bei der Entwicklung oder bei einer anderweitigen Nutzung von Land, Wal-
dern und Gewdssern (einschlieBlich durch Entwaldung), deren Nutzung die
Lebensgrundlage einer Person in der Auslegung nach Artikel 1 und Arti-
kel 27 des Internationalen Pakts iber biirgerliche und politische Rechte
sowie Artikel 1, 2 und 11 des Internationalen Pakts {iber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte sichert, umfasst.
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In

INSTRUMENTE ZU MENSCHENRECHTEN UND GRUNDFREIHEI-
TEN

Internationaler Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte
Internationaler Pakt iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
Ubereinkommen {iber die Rechte des Kindes
Kern-/Grundiibereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation:

Ubereinkommen iiber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereini-
gungsrechts, 1948 (Nr. 87);

Ubereinkommen iiber das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivver-
handlungen, 1949 (Nr. 98),

Ijbereinkommen tiber Zwangsarbeit, 1930 (Nr. 29) und das Protokoll von
2014 zum Ubereinkommen iiber Zwangsarbeit;

Ubereinkommen iiber die Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957 (Nr. 105);
Ubereinkommen iiber das Mindestalter, 1973 (Nr. 138);

Ubereinkommen iiber die schlimmsten Formen der Kinderarbeit, 1999
(Nr. 182);

Ubereinkommen iiber die Gleichheit des Entgelts, 1951 (Nr. 100);

Ubereinkommen iiber die Diskriminierung in Beschiftigung und Beruf, 1958
(Nr. 111);

Teil 11

Instrumenten im Bereich der Umwelt enthaltene Verbote und
Verpflichtungen

Die Verpflichtung, negative Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu
vermeiden oder zu minimieren, in der Auslegung nach Artikel 10 Buch-
stabe b des Ubereinkommens von 1992 iiber die biologische Vielfalt und
des in dem betreffenden Hoheitsgebiet anwendbaren Rechts, einschlielich
der Verpflichtungen des Protokolls von Cartagena iiber die Entwicklung,
Handhabung, Beforderung, Nutzung, Weitergabe und Freisetzung lebender
veranderter Organismen und des Protokolls von Nagoya vom 12. Oktober
2014 iiber den Zugang zu genetischen Ressourcen und die ausgewogene und
gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile zum
Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt.

das Verbot der Einfuhr, Ausfuhr, Wiederausfuhr oder das Einbringen aus
dem Meer von Exemplaren einer in den Anhiingen I bis III des Uberein-
kommens iber den internationalen Handel mit gefdhrdeten Arten frei leben-
der Tiere und Pflanzen (CITES) vom 3. Mérz 1973 aufgefiihrten Art ohne
Genehmigung in der Auslegung nach den Artikeln III, IV und V des Uber-
einkommens;

das Verbot der Herstellung, Einfuhr und Ausfuhr von mit Quecksilber ver-
setzten Produkten, die in Anlage A Teil 1 des Ubereinkommens von Mina-
mata iiber Quecksilber vom 10. Oktober 2013 (Ubereinkommen von Mina-
mata) aufgefiihrt sind, in der Auslegung nach Artikel 4 Absatz 1 des Uber-
einkommens;

das Verbot der Verwendung von Quecksilber oder Quecksilberverbindungen
in den in Anlage B Teil I des Ubereinkommens von Minamata aufgefiihrten
Herstellungsprozessen nach dem im Ubereinkommen fiir die jeweiligen Pro-
zesse festgelegten Ausstiegsdatum in der Auslegung nach Artikel 5 Absatz 2
des Ubereinkommens;



02024L1760 — DE — 17.04.2025 — 001.002 — 52

5. das Verbot der unrechtméBigen Behandlung von Quecksilberabfillen in der
Auslegung nach Artikel 11 Absatz 3 des Ubereinkommens von Minamata
und Artikel 13 der Verordnung (EU) 2017/852 des Européischen Parlaments
und des Rates (!);

6. das Verbot der Produktion und Verwendung von Chemikalien, die in An-
lage A zum Stockholmer Ubereinkommen vom 22. Mai 2001 iiber persis-
tente organische Schadstoffe (POP-Ubereinkommen) aufgefiihrt sind, in der
Auslegung nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i des Ubereinkom-
mens und der Verordnung (EU) 2019/1021 des Européischen Parlaments und
des Rates (?);

7. das Verbot der unrechtmifigen Handhabung, Sammlung, Lagerung und Ent-
sorgung von Abfillen in der Auslegung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d
Ziffern i und ii des POP-Ubereinkommens und Artikel 7 der Verord-
nung (EU) 2019/1021;

8. das Verbot der Einfuhr oder Ausfuhr von Chemikalien, die in Anlage III
zum Rotterdamer Ubereinkommen iiber das Verfahren der vorherigen Zu-
stimmung nach Inkenntnissetzung fiir bestimmte geféhrliche Chemikalien
sowie Pflanzenschutz- und Schidlingsbekdmpfungsmittel im internationalen
Handel (UNEP/FAO) vom 10. September 1998 aufgefiihrt sind, in der Aus-
legung nach Artikel 10 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b und
Artikel 11 Absatz 2 des Ubereinkommens und entsprechend den Angaben
der einfithrenden oder ausfiihrenden Vertragspartei des Ubereinkommens im
Einklang mit dem Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnis-
setzung (PIC-Verfahren);

9. das Verbot der unrechtméBigen Produktion, des unrechtméafigen Verbrauchs
sowie der unrechtméBigen Einfuhr und Ausfuhr geregelter Stoffe, die in den
Anlagen A, B, C und E des der Wiener Konvention zum Schutz der Ozon-
schicht beigefiigten Montrealer Protokolls iiber Stoffe, die zu einem Abbau
der Ozonschicht flihren, aufgefiihrt sind, in der Auslegung nach Artikel 4b
des Montrealer Protokolls und den Genehmigungsvorschriften des in dem
betreffenden Hoheitsgebiet anwendbaren Rechts;

10. das Verbot der Ausfuhr gefahrlicher oder anderer Abfille in der Auslegung
nach Artikel 1 Absitze 1 und 2 des Basler Ubereinkommens iiber die Kon-
trolle der grenziiberschreitenden Verbringung geféhrlicher Abfille und ihrer
Entsorgung vom 22. Mérz 1989 (Basler Ubereinkommen) und der Verord-
nung (EG) Nr. 1013/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates ():

a) in eine Vertragspartei des Ubereinkommens, die die Einfuhr solcher ge-
fahrlicher und anderer Abfille verboten hat, in der Auslegung nach Ar-
tikel 4 Absatz 1 Buchstabe b des Basler Ubereinkommens;

b) in einen Einfuhrstaat, der nicht seine schriftliche Einwilligung zu der
bestimmten Einfuhr erteilt hat, fiir den Fall, dass dieser Einfuhrstaat die
Einfuhr dieser Abfille nicht verboten hat, in der Auslegung nach Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe ¢ des Basler Ubereinkommens;

c) in eine Nichtvertragspartei des Basler Ubereinkommens in der Auslegung
nach Artikel 4 Absatz 5 des Basler Ubereinkommens;

(") Verordnung (EU) 2017/852 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai
2017 iber Quecksilber und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 (ABI.
L 137 vom 24.5.2017, S. 1).

(3 Verordnung (EU) 2019/1021 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 iiber persistente organische Schadstoffe (ABlL. L 169 vom 25.6.2019, S. 45).

(®) Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
14. Juni 2006 iiber die Verbringung von Abfillen (ABL. L 190 vom 12.7.2006, S. 1).
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d) in einen Einfuhrstaat, wenn diese gefihrlichen oder anderen Abfille im
Einfuhrstaat oder anderswo nicht umweltgerecht behandelt werden, in der
Auslegung nach Artikel 4 Absatz 8 Satz 1 des Basler Ubereinkommens;

das Verbot der Ausfuhr geféhrlicher Abfille aus Staaten, die in Anlage VII
des Basler Ubereinkommens aufgefithrt sind, in Staaten, die nicht in An-
lage VII aufgefiihrt sind, fiir die in Anlage IV des Basler Ubereinkommens
aufgefiihrten Verfahren in der Auslegung nach Artikel 4a des Basler Uber-
einkommens sowie den Artikeln 34 und 36 der Verordnung (EQG)
Nr. 1013/2006;

das Verbot der Einfuhr geféhrlicher Abfille und anderer Abfille aus Nicht-
vertragsparteien, die das Basler Ubereinkommen nicht ratifiziert haben, in
der Auslegung nach Artikel 4 Absatz 5 des Basler Ubereinkommens;

die Verpflichtung, negative Auswirkungen auf als Naturerbe abgegrenzte
Grundstiicke im Sinne des Artikels 2 des Ubereinkommens zum Schutz
des Kultur- und Naturerbes der Welt vom 16. November 1972 (,,Welterbe-
iibereinkommen*) zu verhindern oder zu minimieren, in der Auslegung nach
Artikel 5 Buchstabe d des Welterbeiibereinkommens und des in dem betref-
fenden Hoheitsgebiet anwendbaren Rechts;

die Verpflichtung, negative Auswirkungen auf Feuchtgebiete im Sinne von
Artikel 1 des Ubereinkommens iiber Feuchtgebiete, insbesondere als Lebens-
raum fiir Wasser- und Watvdgel, von internationaler Bedeutung vom 2. Feb-
ruar 1971 (Ubereinkommen von Ramsar), zu vermeiden oder zu minimieren,
in der Auslegung nach Artikel 4 Absatz 1 des Ubereinkommens von Ramsar
und des in dem betreffenden Hoheitsgebiet anwendbaren Rechts;

die Verpflichtung, die Verschmutzung durch Schiffe zu verhindern, in der
Auslegung nach dem Internationalen Ubereinkommen zur Verhiitung der
Meeresverschmutzung durch Schiffe vom 2. November 1973 in der Fassung
des Protokolls von 1978 (MARPOL 73/78). Dies umfasst Folgendes:

a) das Verbot der Einleitung des Folgenden ins Meer:

i) Ol oder 6lhaltiger Gemische im Sinne der Regel 1 der Anlage I zu
MARPOL 73/78, in der Auslegung nach den Regeln 9 bis 11 der
Anlage I zu MARPOL 73/78;

i) schadlicher fliissiger Stoffe im Sinne der Regel 1 Nummer 6 der
Anlage 11 zu MARPOL 73/78, in der Auslegung nach den Regeln 5
und 6 der Anlage II zu MARPOL 73/78, und

iii) von Schiffsabwasser im Sinne der Regel 1 Nummer 3 der Anlage IV
zu MARPOL 73/78, in der Auslegung nach den Regeln 8 und 9 der
Anlage IV zu MARPOL 73/78;

b) das Verbot der Meeresverschmutzung durch Schadstoffe, die in verpack-
ter Form befordert werden, im Sinne der Regel 1 der Anlage III zu
MARPOL 73/78, in der Auslegung nach den Regeln 1 bis 7 der An-
lage III zu MARPOL 73/78, und

c) das Verbot der Meeresverschmutzung durch Schiffsmiill im Sinne der
Regel 1 der Anlage V zu MARPOL 73/78, in der Auslegung nach den
Regeln 3 bis 6 der Anlage V zu MARPOL 73/78;

die Verpflichtung, die Verschmutzung der Meeresumwelt durch Einbringen
in der Auslegung nach Artikel 210 des Seerechtsiibereinkommens der Ver-
einten Nationen vom 10. Dezember 1982 (SRU) und des in dem betreffen-
den Hoheitsgebiet anwendbaren Rechts zu verhindern, zu verringern und zu
iiberwachen.



	Konsolidierter Text: Richtlinie�(EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Ratesvom 13. Juni 2024
	Geändert durch:
	Berichtigt durch:

	Richtlinie�(EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie�(EU) 2019/1937 und der Verordnung�(EU) 2023/2859 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Artikel 1 Gegenstand
	Artikel 2 Geltungsbereich
	Artikel 3 Begriffsbestimmungen
	Artikel 4 Grad der Harmonisierung
	Artikel 5 Sorgfaltspflicht
	Artikel 6 Unterstützung auf Gruppenebene bei der Erfüllung der Sorgfaltspflicht
	Artikel 7 Einbeziehung der Sorgfaltspflicht in die Unternehmenspolitik und die Risikomanagementsysteme des Unternehmens
	Artikel 8 Ermittlung und Bewertung tatsächlicher und potenzieller negativer Auswirkungen
	Artikel 9 Priorisierung der ermittelten tatsächlichen und potenziellen negativen Auswirkungen
	Artikel 10 Verhinderung potenzieller negativer Auswirkungen
	Artikel 11 Behebung tatsächlicher negativer Auswirkungen
	Artikel 12 Abhilfe für tatsächliche negative Auswirkungen
	Artikel 13 Sinnvolle Einbeziehung von Interessenträgern
	Artikel 14 Meldemechanismus und Beschwerdeverfahren
	Artikel 15 Überwachung
	Artikel 16 Kommunikation
	Artikel 17 Zugänglichkeit von Informationen im zentralen europäischen Zugangsportal
	Artikel 18 Mustervertragsklauseln
	Artikel 19 Leitlinien
	Artikel 20 Begleitmaßnahmen
	Artikel 21 Zentraler Helpdesk
	Artikel 22 Eindämmung des Klimawandels
	Artikel 23 Bevollmächtigter
	Artikel 24 Aufsichtsbehörden
	Artikel 25 Befugnisse der Aufsichtsbehörden
	Artikel 26 Begründete Bedenken
	Artikel 27 Sanktionen
	Artikel 28 Europäisches Netz der Aufsichtsbehörden
	Artikel 29 Zivilrechtliche Haftung von Unternehmen und Anspruch auf vollständige Entschädigung
	Artikel 30 Meldung von Verstößen und Schutz von Hinweisgebern
	Artikel 31 Öffentliche Unterstützung, öffentliche Auftragsvergabe und öffentliche Konzessionen
	Artikel 32 Änderung der Richtlinie�(EU) 2019/1937
	Artikel 33 Änderung der Verordnung�(EU) 2023/2859
	Artikel 34 Ausübung der Befugnisübertragung
	Artikel 35 Ausschussverfahren
	Artikel 36 Überprüfung und Berichterstattung
	Artikel 37 Umsetzung
	Artikel 38 Inkrafttreten
	Artikel 39 Adressaten
	ANHANG


